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Gefähigungsnachweis für Gücherreviſoren. 


Von Franz Fieſeler⸗Neubabelsberg. 
Mitglied der Potsdamer Handelskammer. 


Zu der zweiten Auflage feines wiſſenſchaft⸗ 
lichen Werkes über „Buchhaltung und Bilanz“ hat 
Johann Friedrich Schär ein Vorwort geſchrieben, 
das mit dem Motto beginnt, 

„Die Buchhaltung iſt die untrügliche Richterin 
der Vergangenheit, die notwendige Führerin der 
Gegenwart und die zuverläſſige Natgeberin der 
Zukunft jeder Unternehmung.“ — 

Gemeint iſt die doppelte Buchhaltung, über 

welche Goethes Ausſpruch: i 

„Die doppelte Buchhaltung ift eine der ſchönſten 
menſchlichen Erfindungen, und ein jeder guter 
Haushalter ſollte ſie in ſeiner Wirtſchaft an⸗ 
wenden.“ — 

aus „Wilhelm Meiſters Lehrjahre“ bekannt iſt. 

Wenn die Erfindung der doppelten Buchhaltung 
auch ſchon recht alt iſt, ſo iſt doch ihre allgemeine 
Anwendung im Handel und in der Induſtrie verhält⸗ 
nismäßig noch ziemlich jung. Daraus erklärt ſich, 
teilweiſe wenigſtens, daß es auf dem Gebiete der 
Buchhaltung und des Bilanzweſens, deren gründ⸗ 
liche Kenntnis bei jedem ordentlichen Geſchäftsführer 
eigentlich ſelbſtverſtändlich ſein ſollte, nicht gerade 
viele Sachverſtändige unter ihnen gibt, ſo tüchtige 
Geſchäftsleute ſie ſonſt auch ſein mögen. Aber die 
Erkenntnis von der Notwendigkeit einer der Eigen⸗ 
art des Geſchäftsbetriebes zweckmäßig angepaßten und 
vordnungsmäßigen Buchhaltung für das Gedeihen 
einer jeden Unternehmung ift feit langem Gemein⸗ 
gut aller derjenigen geworden, die für die Verwaltung 
einer ihnen anvertrauten Unternehmung verantwort⸗ 
lich ſind. Auch die Geſetzgebung hat ſich mit der 
Sache oft befaßt. Im Laufe der Jahre iſt an der 
Verbeſſerung und Fortentwickelung der verſchiedenen 
Buchhaltungsſyſteme mit Eifer und Erfolg gearbeitet 
worden, in Geſchäfts⸗ und Fabrikbetrieben hat man 
den Buchhaltungsfragen immer größere Bedeutung 
beigelegt. Wie in England und anderswo, ſo hat ſich 
im Zuſammenhange damit auch bei uns in Deutſch⸗ 
land ein beſonderer Stand der Bücherreviſoren ges 


gebildet, der die Prüfung der Buchführung, vor allem 
der Jahresrechnungen, im Auftrage anderer gewerbs⸗ 
mäßig betreibt. 

Schon vor dem Kriege hatte die Tätigkeit der 
Bücherreviſoren für unſer Wirtſchaftsleben eine 
beträchtliche Bedeutung erreicht. Beim Wiederauf⸗ 
bau unſerer Wirtſchaft nach dem Kriege, wenn dann 
mit der denkbar größten Sorgfalt und Sparſantkeit 
gewirtſchaftet werden muß, wenn wir gezwungen find, 
uns über jede ausgegebene Mark und jeden Pfen⸗ 
nig Rechenſchaft zu geben, wird dieſe Tätigkeit an 
Ausdehnung und Bedeutung vorausſichtlich noch er⸗ 
heblich gewinnen. Im Intereſſe unſerer Wirtſchaft 
wird es liegen, daß dann die Zahl der zuverläſſigen, 
erfahrenen und wirklich ſachverſtändigen Bücher⸗ 
reviſoren, die den Befähigungsnachweis ſchon er⸗ 
bracht haben, hinter dem Bedarf nicht zurückbleibt. 

Auf den Befähigungsnachweis wird es, abs 
geſehen von der perſönlichen Würdigkeit, vor allem 
bei denjenigen Buchhaltungs⸗ und Bilanzſachver⸗ 
ſtändigen ankommen, die als öffentlich angeſtellte und 
beeidigte Bücherreviſoren das öffentliche Vertrauen 
beanſpruchen und genießen, auf deren Gutachten hin 
Arteile gefällt und Entſcheidungen getroffen werden, 
deren Beſcheinigungen als Beweis für die Nichtig⸗ 
keit des Beſcheinigten gelten ſollen. Deshalb dürfte 
die Erörterung der Frage angebracht ſein, auf welche 
Weiſe bei der Anſtellung beeidigter Bücherreviſoren 
die Sachkenntnis der Bewerber feſtgeſtellt wird und 
ob die bisherige Art der Feſtſtellung genügt und ſich 
bewährt hat. 

Nach § 42 HRG. in Verbindung mit 8 36 RGO. 
ſind ſeit 1900 die preußiſchen Handelskammern befugt, 
auch Bücherreviſoren zu beeidigen und öffentlich an⸗ 
zuſtellen. Anfang 1900 hat der Verband Witteldeut⸗ 
ſcher Handelskammern unter ſeinen Mitgliedern über 
die öffentliche Anſtellung von Bücherreviſoren eine 
Vereinbarung getroffen, auf Grund deren „Vorſchrifen 
für Bücherreviſoren“ erlaſſen wurden. Jeder Bücher⸗ 
reviſor, der von einer dem Verbande angehörenden 


Handelskammer beeidigt und öffentlich angeſtellt ſein 
wollte, mußte dieſe Vorſchriften anerkennen und be⸗ 
folgen. Den Handelskammern iſt es freigeſtellt, 
auf welche Weiſe ſie die Sachkenntnis der anzu⸗ 
ſtellenden Bücherreviſoren prüfen wollten. 

Jahrelang haben die meiſten Handelskammern 
ſich darauf beſchränkt, durch Rundfrage bei den Auf⸗ 
traggebern der Bewerber um die Anſtellung als 
beeidigte Bücherreviſoren ſich zu erkundigen, ob die 
Bewerber die ihnen erteilten Aufträge ſachgemäß 
und zur Zufriedenheit ausgeführt hätten. Es liegt 
auf der Hand, daß die auf ſolche Anfragen erhaltenen 
Auskünfte nicht als Beweis dafür genügen konnten, 
daß ein Bewerber tatſächlich die erforderliche, gründ⸗ 
liche Kenntnis der Buchhaltungstechnik beſaß und 
auch die geſetzlichen Beſtimmungen über Buchhal⸗ 
tung und Bilanz ſo genau kannte, um, wie es in 
der erwähnten Vorſchrift für Bücherreviſoren heißt, 
„in allen Fällen prüfen zu können, ob die ihm 
vorgelegten Handelsbücher und Jahresabſchlüſſe den 
geſetzlichen Beſtimmungen entſprechen“. Denn es iſt 
anzunehmen, daß viele, wenn nicht die meiſten Auf⸗ 
traggeber ſelber von der Sache nicht genug verſtanden, 
um das beurteilen zu können und um zu wiſſen, 
ob der Bücherreviſor feinen Auftrag wirklich jahd 
gemäß erledigt hatte. Als Beweis für die Sachver⸗ 
ſtändigkeit eines Bücherreviſors konnte eher ſchon 
die Tatſache angeſehen werden, daß er jahrelang 
bereits für größere und verſchiedenartige Unterneh⸗ 
mungen tätig geweſen war, mithin alſo auf ſeinem 
Arbeitsgebiete jedenfalls eine gewiſſe Vielſeitigkeit 
und Erfahrung hatte. 

Mit der Zeit ſahen die Handelskammern mehr 
und mehr ein, daß weder eine langjährige Erfah: 
hrung noch gute Auskünfte der Auftraggeber immer 
als Nachweis der Befähigung für die Anſtellung 
als beeidigte Bücherreviſoren gelten konnten. An⸗ 
dererſeits fühlten die Handelskammern aber auch 
die Verantwortung, die jie gegenüber den Gewerbe- 
treibenden ihrer Bezirke durch die Anſtellung von 
vereidigten Bücherreviſoren übernahmen. Aus dieſem 
Grunde hat eine Anzahl von Handelskammern es 
grundſätzlich abgelehnt, Bücherreviſoren zu beeidigen 
und öffentlich anzuſtellen. Einem ſolchen Verhalten 
ſtand aber das offenbare und ſtetig wachſende Be⸗ 
dürfnis nach ſachverſtändigen Bücherreoijoren gegen- 
über. Deshalb mußte ein Ausweg aus der Schwierig⸗ 
keit und ferner das Mittel gefunden werden, durch 
das die Sachkunde der Bewerber um die Anſtellung 
zweifelsfrei feſtgeſtellt werden konnte. Das einzige 
Mittel hierzu ſcheint eine regelrechte Prüfung dieſer 
Bewerber auf ihre Sachverſtändigkeit zu ſein. 

Wieder war es der Verband Mitteldeutſcher 
Handelskammern, der im Jahre 1910 dieſe Frage 
zuerſt ernſthaft behandelte, nachdem vorher ſchon eines 
ſeiner Mitglieder, die Handelskammer zu Halle an 
der Saale, 1908 eine Prüfungsordnung für Bücher⸗ 
reviſoren erlaſſen und damit gute Erfahrungen ger 
macht hatte. 

Zur Abnahme der Prüfung war von der Hallen— 
ſer Handelskammer damals eine Kommiſſion ein⸗ 
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geſetzt worden, die aus dem Vorſtande, drei weiteren 
Mitgliedern und dem Syndikus der Kammer, einem 
bereits angeſtellten Bücherreviſor und einem Han⸗ 
delsſchulmann beſtand. Die Aufgabe der Prüfungs⸗ 
kommiſſion war, für die Prüfung geeignete Fragen 
aufzuſtellen, anhand dieſer Fragen die Prüfung vor⸗ 
zunehmen ſowie daun das Prüfungsergebnis feſt⸗ 
zuſtellen. 


In der Sitzung der Kommiſſion des Verbandes 
Mitteldeutſcher Handelskammern am 20. April 1910 
wurde die Notwendigkeit von Prüfungen zur Feſt⸗ 
ſtellung der Sachkunde der Bewerber um die öffent⸗ 
liche Anſtellung als beeidigte Bücherreviſoren allge- 
mein anerkannt, auch daß die Prüfung eine ſchrift⸗ 
liche und eine mündliche ſein müſſe. Von einer 
ſchriftlichen Prüfung könne ſchon deshalb nicht ab⸗ 
geſehen werden, weil in der Abfaſſung ſchriftlicher 
Gutachten eine der Hauptaufgaben der Bücherrevi⸗ 
ſoren beſtehe. In Anbetracht der Schwierigkeiten je⸗ 
doch, die für manche Handelskammer mit der Ubhal- 
tung von Prüfungen verbunden ſind, haben trotzdem 
außer der Handelskammer zu Halle an der Saale zu⸗ 
nächſt nur wenige Handelskammern ſich zur Einfüh⸗ 
rung einer Bücherreviſorenprüfung entſchließen kön⸗ 
nen. Obgleich das Verfahren durch Erkundigung bei 
den Auftraggebern und Behörden die Sachkunde der 
Bewerber zu prüfen, als durchaus nicht zuverläſſig 
und ausreichend anerkannt wurde, beließen es die 
meiſten Handelskammern vorläufig beim alten. 


Im Jahre 1912 beſchloß die Handelskammer zu 
Bochum, das der Bewerber um die öffentliche An⸗ 
ſtellung als beeidigter Bücherreviſor zum Zwecke des 
Nachweiſes ſeiner Sachkunde ſich einer Prüfung vor 
einer von dem zuſtändigen Ausſchuſſe dazu ein⸗ 
geſetzten Kommiſſion zu unterziehen habe. Von der 
Prüfung durfte nur dann abgeſehen werden, wenn 
auf anderem Wege die Sachkunde des Bewerbers 
zweifelsfrei feſtgeſtellt worden war. 

Mehrere Handelskammern haben auch verſucht, 
durch ein Kolloquium mit den Bewerbern ſich die 
Gewißheit zu verſchaffen, ob dieſe die für das Amt 
nötige Sachkunde beſitzen, zuerſt die Handelskammer 
zu Magdeburg, deren Beiſpiel die Potsdamer Han⸗ 
delskammer, Sitz Verlin, die Vorſteher der Kaufmann⸗ 
ſchaft zu Stettin und die Hamburger Handelskammer 
bald folgten. 

Dann hat im Jahre 1915 die Potsdamer Han⸗ 
delskammer, Sitz Berlin, eine Prüfungsordnung für 
die von ihr anzuſtellenden Bücherreviſoren be- 
ſchloſſen. Auch von dieſer Handelskammer waren 
früher die Bücherreviſoren lediglich auf Grund ge⸗ 
nügend erſcheinenden Auskünfte über ihre Perſou und 
Tätigkeit vereidigt und angeſtellt worden. Später war 
man, wie bereits bemerkt, dazu übergegangen, durch 
ein Kollegium mit den Bewerbern ſich über ihre 
Befähigung zu vergewiſſern. Aber die Kammer hatte 
doch bald auch eingeſehen, daß man ohne eine regel⸗ 
rechte, ſchriftliche und mündliche Prüfung nicht mehr 
auskommen könne. Wegen der anfänglich entgegen⸗ 
ſtehenden Bedenken wurde jedoch die Prüfungsord⸗ 


nung zunächſt nur verſuchsweiſe auf ein Jahr ein- 
geführt, 

Nach der bei der Potsdamer Handelskammer, 
Sitz Berlin, jetzt geltenden Prüfungsordnung iſt jeder 
Bewerber zur Bücherreviſorenprüfung zuzulaſſen, 
wenn die Ermittlungen über ſeine Befähigung 
Sachkenntnis und Würdigkeit ein günſtiges Ergebnis 
haben. Die Prüfung iſt eine ſchriftliche und münd⸗ 
liche, die ſchriftliche eine zweiſtündige Klauſurarbeit. 
Den Bewerbern kann in Ausnahmefällen die Prü⸗ 
fung auch erlaſſen werden. Von dieſer Möglichkeit 
wird aber nur in den ſeltenſten Fällen Gebrauch 
gemacht. 

Die Prüfungskommiſſion beſteht aus dem Bor- 
ſitzenden des Ausſchuſſes für die Anſtellung von 
Sachverſtändigen, einem Syndikus der Kammer und 
einem Bücherreviſor, der jährlich aus der Witte der 
von der Handelskammer beeidigten Bücherreviſoren 
gewählt wird. 

Die Aufgaben für die ſchriftliche Prüfung be⸗ 
ſtehen regelmäßig in der Abfaſſung von Gutachten 
über wirkliche oder erdachte Vorkommniſſe auf dem 
Gebiete des Bilanzweſens in Verbindung mit ſchwie⸗ 
rigeren buchtechniſchen und mit handelsrechtlichen 
Fragen, ſoweit fie die Buchhaltung und die Bilanz- 
aufſtellung betreffen. 

In der mündlichen Prüfung, die mindeſtens eine, 
oft auch bis zu zwei Stunden dauert, werden zunächſt 
die ſchriftlichen Prüfungsarbeiten gemeinſam mit den 
Prüflingen beſprochen und daran anknüpfend Fragen 
geſtellt, die die verſchiedenen Buchhaltungsſyſteme, 
Bilanzvergehen, Strafvorſchriften, Verbuchung kom⸗ 
plizierter Geſchäftsvorfälle uſw. betreffen. Es wird 
beſonders darauf geſehen, daß die Prüflinge die Be- 
ſtimmungen des Handelsleſetzbuches, der übrigen ein⸗ 
ſchlägigen Geſetze und der Konkursordnung über 
Buchhaltung und Bilanz für Einzelkaufleute und 
für die verſchiedenen Geſellſchaftsformen genau 
kennen. Ferner wird bei der mündlichen Prüfung 
durch Beſprechung des Vorgehens bei der Bücher- 
reviſion feſtgeſtellt, ob die Prüflinge jhon ge- 
nügende Erfahrung darin haben. 

Eine der erſten Folgen der Einführung der 
Prüfungsordnung war, daß die Zahl der Bewerber 
bei der Potsdamer Handelskammer ſchnell abnahm; 
ſie wirkte eben abſchreckend, ſobald die Ergebniſſe 
der erſten Prüfungen bekannt geworden waren. So 
wirkt die Prüfungsordnung auch heute noch auf die⸗ 
jenigen, welche nicht ſicher ſind, daß ſie die Prüfung 
beſtehen werden. In dem erſten Jahre nach Ein⸗ 
führung der Prüfungsordnung, dem Verſuchsjahre, 
wurden von 31 Bewerbern 21 zur Prüfung zu⸗ 
gelaſſen, aber nur 14 unterzogen ſich der ſchrift⸗ 
lichen und 12 auch der mündlichen Prüfung, von 
denen jedoch nur 6 die Prüfung beſtanden. 

Auf Grund der Erfahrungen des Verſuchs⸗ 
jahres, nachdem ſich herausgeſtellt hatte, daß die 
anfänglichen Bedenken, insbeſondere auch das gegen 
die Heranziehung eines Bücherreviſors als Beiſitzer 
in der Prüfungskommiſſion, unbegründet waren, 
wurde die Prüfungsordnung der Potsdamer Handels⸗ 


223 


kammer, Sitz Verlin, endgültig angenommen. Im, 
zweiten Jahre war die Zahl der Bewerber wiederum 
erheblich geringer als im Jahre vorher. Nur 15 
Bücherreviſoren bewarben ſich um ihre Beeidigung 
und öffentliche Anſtellung, neun von ihnen wurden 
zur Prüfung zugelaſſen, aber nur drei haben die 
Prüfung beſtanden. 

Alle Bedenken, die gegen die Einführung einer 
Prüfungsordnung für Bücherreviſoren vorher be= 
ſtanden, haben ſich, wie ſchon bemerkt, hinterher 
als nichtbegründet herausgeſtellt. Dagegen hat aber 
das Ergebnis der Prüfungen, die mit der Zeit immer 
gründlicher und ſtrenger geworden ſind, bewieſen, 
wie notwendig dieſe Prüfungsordnung war und iſt. 

Die Geſamtheit der von der Kammer bereits 
angeſtellten Bücherreviſoren hat den Erlaß der 
Prüfungsordnung dankbar begrüßt. Von den Bücher⸗ 
reviſoren wird anerkannt, daß die Erſchwerung der 
öffentlichen Anſtellung als beeidigte Bücherreviſoren, 
der Befähigungsnachweis, zur Hebung des Anſehens 
des Standes der Bücherreviſoren weſentlich bei⸗ 
trägt, daß durch die Prüfung unfähige, nicht ſach⸗ 
verſtändige Bewerber möglichſt ferngehalten werden. 
Manche der auf Grund der beſtandenen Prüfung 
angeſtellten Bücherreviſoren betonen deshalb auch. 
um ſich beſonders zu empfehlen, in ihren An⸗ 
kündigungen, daß ſie nicht nur beeidigte und öffent⸗ 
liche angeſtellte, ſondern auch „geprüfte“ Bücher⸗ 
reviſoren find, zum Anterſchiede von folden, die 
eine Befähigungsnachweisprüfung nicht beſtanden 
baben. 

Entweder beſteht ein wirkliches Bedürfnis nach 
öffentlich angeſtellten und beeidigten Bücherreviſoren, 
dann werden die Handelskammern nicht umhin 
können, von ihrer Befugnis, ſolche anzuſtellen, dem 
Bedürfnis entſprechend Gebrauch zu machen. Dann 
werden ſie aber auch dafür ſorgen müſſen, daß nur 
ſolche Bewerber als vereidigte Vücherreviſoren an= 
geſtellt werden, die den Anforderungen der Gtel- 
lung nicht nur in bezug auf Würdigkeit, fondern, 
vor allem auch in bezug auf Sachkenntnis in jeder 
Hinſicht genügen. Das ſind die Handelskammern 
den Gewerbetreibenden ihrer Bezirke ſowie den Gc- 
richts⸗ und anderen Behörden ſchuldig, bei denen 
Buchhaltungs- und Bilanzſachverſtändige auf Grund 
öffentlicher Anſtellung und Vereidigung durch Han: 
delskammern eine Vorzugsſtellung einnehmen. 
Welcher Art dieſe Vorzugsſtellung iſt, ergibt ſich 
aus dem Erlaß des preußiſchen Handelsminiſters 
vom 29. März 1900 über die Befugnis der Handels⸗ 
kammern, Bücherreviſoren als Sachverſtändige zu 
beeidigen und anzuſtellen. 

Ohne dem Ergebnis von Prüfungen im all⸗ 
gemeinen eine übertriebene Bedeutung beimeſſen zu 
wollen, und wenn man ferner zugibt, daß auch durch 
eine Prüfung allein nicht immer mit voller Sicher— 
heit feſtgeſtellt werden kann, ob die Sachkunde eines 
Bewerbers um die Anſtellung als beeidigter Bücher⸗ 
reviſor in jeder Hinſicht und auf allen Gebieten 
des Buchhaltungs⸗ und Bilanzweſens den Anforde⸗ 
rungen der Stellung genügt, ſo muß andererſeits 


nach den bisherigen Erfahrungen doch wiederum zu⸗ 
gegeben werden, daß es kein anderes Wittel zu 
geben ſcheint, die Sachkunde der Bewerber einiger⸗ 
maßen ſicher feſtzuſtellen, als eine gründliche, ſchrift⸗ 


liche und mündliche Prüfung. Daß daneben, als 
Befähigungsnachweis, das Erfordernis einer län⸗ 
geren und vielſeitigen Neviſortätigkeit nicht un⸗ 
weſentlich iſt, verſteht ſich von ſelber. 


Deutſche Finanzreform. 


Obwohl der bisherige Erfolg des 4½ % Schatz⸗ 
anweiſungstypus nicht ſehr groß war, muß es doch 
als erfreulich bezeichnet werden, daß die Deutſche 
Regierung bereits während des Krieges dieſe be= 
ſondere Art von Anleihen geſchaffen hat. Denn 
dieſe Anfänge im Kriege bilden die erſte Etappe 
eines Weges, der ſich ſpäter als recht gangbar 
erweiſen wird. Erfahrungsgemäß liegt in der Aus» 
losbarkeit ein ſtarker Neiz für die Kapitaliſten. 
Wenn nach glücklicher Beendigung des Keieges das 
Ausland in höherem Maße als bisher daran gehen 
wird, deutſche Anleihen zu übernehmen, ſo dürfte 
gerade dort ein verhältnismäßig hoch verzins⸗ 
liches Papier durch die Chance, da Ausloſung über 
Pari, beſonders ſchmackhaft gemacht werden. In 
allen am Kriege beteiligten Staaten ift ja ohne⸗ 
hin bereits jetzt die Möglichkeit erwogen worden, 
Lotterieanleihen auszugeben. Es iſt ſogar nicht un⸗ 
wahrſcheinlich, daß für einzelne der kriegführenden 
Länder überhaupt nur der Weg der Ausgabe von 
Lotterieanleihen gangbar ſein wird, um die ver⸗ 
worrenen Finanzen zu regeln und zu fandieren. Unjer 
neuer verlosbarer Schatzanweiſungs hpus ite ne Ber- 
quickung von Lotterieauleihe und gewöhnlicher amor⸗ 
tiſabler Anleihe. Die Chance der Lotterieanleihe 
liegt allerdings hier faſt nur auf der Seite des 
Staatsgläubigers, dem durch das Los ein verhält⸗ 
nismäßig hoher Agiogewinn in den Schoß fallen 
kann. Dagegen hat das Reich eine der weſentlichſten 
Vorteile der Lotterieanleihe nicht. Dieſe beſtehen 
bei dem älteren Typus meiſt darin, daß die 
Verzinſung ſehr niedrig ijt, die Amortiſation zu⸗ 
nächſt mit geringen Beträgen einſetzt und erſt in 
den ſpäteren Jahren anſchwillt. Dadurch ſchoben 
durch Ausgabe von Lotterieanleihen die Staaten 
früher vielfach das Schwergewicht ihrer Verpflich⸗ 
tungen auf die ſpäteren Jahre. Bei unſeren Schatz⸗ 
anweiſungen bleibt die Verpflichtung 5% für 
Zinſen und Tilgung — in jedem Jahre gleich. Man 
könnte aber daran denken, daß vielleicht ſpäter, 
wenn die ja doch immerhin noch recht ſtarke ſchwe⸗ 
bende Schuld des Deutſchen Reiches fundiert werden 
ſoll, Anleihen emitiert werden können, deren Zins⸗ 
fuß niedriger ijt, bei denen aber den Reichsgläu⸗ 
bigern das Verſprechen erhöhter Tilgung oder der 
Ausloſung (wenigſtens vereinzelter Stücke) mit 
großem Gewinn geboten wied. 

Dadurch ließen ſich für die erſten Jahre nach dem. 
Kriege nicht unweſentliche Erſparniſſe machen. Jür 


Siehe Plutus Seite 79, 93, 103, 129, 143, 155, 
169, 182, 199, 211 ff. 


das In⸗Ordnung⸗Bringen der deutſchen Kriegsfinan⸗ 
zen kann das natürlich nicht gleichgültig bleiben. 
Denn wir würden damit eine nicht unweſentliche 
Entlaſtung von Ausgaben gerade in denjenigen Jah⸗ 
ren herbeiführen, die ohnehin beſonders ſtark be- 
laſtet ſein dürften. Später, wenn aus jenen An⸗ 
leihen höhere Anforderungen an den RNeichsſäckel 
geſtellt werden, kommen dafür auf der anderen Seite 
jene Erſparniſſe in Rechnung, die durch das Sinken 
der Unterſtützungsverpflichtungen gewiſſe Zeit nach 
dem Kriege mit ſtatiſtiſcher Gewißheit eintreten 
müſſen. 

Ein ſehr großer Nutzen aber iſt ſchon jetzt durch 
die Schaffung des 4½% verlosbaren Schatzanwei⸗ 
ſungstypus angebahnt worden, der beſonders dafür 
ſpricht, dieſe Methode ſobald wie möglich weiter aus⸗ 
zubauen. Das ift die dadurch bewirkte Konſoli⸗ 


dierung des Anleihemarktes. Es darf 
zwar niemals vergeſſen werden, daß die 
Unterbringung der Anleihen während des 
Krieges zweifellos bewunderungswürdig ge⸗ 


weſen iſt. Aber dieſe Unterbringung war, wie ich 
oben bereits ausführlich behandelt habe, eben auch 
nur durch die Abnormität des Kriegszuſtandes mög⸗ 
lich, die eine Fülle von vorübergehend flüſſigen 
Kapitalien ſchuf. Sobald wie der Kriegszuſtand zu 
Ende iſt und dieſe Art von Kapitalien wieder ihren 
Nückweg von der verzinslichen Anlage in die Gelb- 
form und zur Umwandlung in Betriebskapitalien 


aller Art ſuchen wird, dürfte der Anlage- 
markt von einer ſtarken Bewegung ergriffen 
werden. Der Verlaufsandrang in Stücken der 


Bobigen Anleihe wird vorübergehend ganz außer— 
ordentlich ſein. Dieſes Andranges werden wir zum 
Teil, wie ſchon erwähnt, Herr werden durch die Nach⸗ 
frage des Auslandes. Dabei müſſen wir uns aller- 
dings immer vor Augen halten, daß die dadurch 
bewirkten Veränderungen in unſerer Zahlungsbilanz 
nicht durchweg erfreulich ſind. Aber ſelbſt wenn wir 
auf ſtarke ausländiſche Käufe rechnen können, ſo wird 
doch nur durch eine geſchickte Interventions⸗ 
tätigkeit der Neichsbank und aller ſtaatlichen 
Banfinftitute und andererſeits durch die Aufrecht⸗ 
erhaltung unſeres Darlehnskaſſenſyſte ms 
das Angebot und damit die Senkung der Kurſe 
in gewiſſen Grenzen gehalten werden können. In 
Anbetracht dieſer Ausſichten wird eine Anleiheart 
von beſonderem Nutzen fein, die durch ihre Be- 
ſonderheit ſich gewiſſermaßen von ſelbſt im Kurie 
hält. Das aber ift bei einer weit über Pari ver⸗ 
losbaren Anleihe der Fall, die durch die Ver⸗ 
loſungschance für den Käufer Reize bietet. Und 
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je mehr Anleihen wir auf die gleiche Grund⸗ 
lage ſtellen können, deſto größer wird die Ent⸗ 
laſtung jein, die für den Markt der allgemeinen mit 
5% verzinslichen Kriegsſchuld herbeigeführt wird. 


Die Frage, wie wir nach dem Krieg den An⸗ 
leihemarkt ſtützen können, wird überhaupt einen ganz 
weſentlichen Teil der Sorge unſerer Reichsfinanzver⸗ 
waltung in der nächſten Zukunft zu bilden haben. 
Und ſie iſt natürlich für des Problem der Finanz⸗ 
reform ſelbſt durchaus nicht gleichgültig. Eins der 
vornehmſten Wittel wird ſelbſtverſtändlich eine regel= 
mäßig und effektiv durchgeführte Schuldentilgung bil⸗ 
den. Vor dem Kriege haben wir ja in Deutſchland 
die Schuldentilgung etwas eigenartig gehandhabt. 
Wohl haben wir dem Namen nach dauernd Schulden 
getilgt. Aber das Neſultat dieſer nominellen Schul⸗ 
dentilgung war, daß von Jahr zu Jahr tatſächlich 
die Anleiheſchuld des Reiches wuchs. Was wir auf 
der einen Seite tilgten, gaben wir auf der anderen 
Seite vervielfacht an neuen Anleihen aus. Das 
wird ſich nach dem Kriege von ſelbſt verbieten. 
Denn die Schuldenbelaſtung, mit der das Deutſche 
Reich aus dem Kriege herausgeht, wird das 
Höchſtmaß deſſen darſtellen, was es an ſolcher 
Belaſtung überhaupt vertragen kann. Jede weitere 
Schuldenwirtſchaft müßte den Kredit des Rei- 
ches ernſtlich gefährden. Wir können aber in Zu- 
kunft auch nicht damit fortfahren, die Schul⸗ 
dentilgung einfach auf dem Wege der Abſchreibung 
vorzunehmen. Sondern ſchon um den Anleihemarkt 
zu ſtützen und nun allmählich das vorhandene An⸗ 
lagebedürfnis in ein richtiges Verhältnis zum Ange⸗ 
bot von Anlagepapieren zu bringen, muß in jedem 
Jahre ein erheblicher Teil der Reichsſchuldenpa⸗ 
piere verſchwinden. Daß da in der Tilgung keine 
Läſſigkeit entſteht, dafür bürgt natürlich am beſten 
die Form der amortiſablen, der verlosbaren 
Anleihe. 


Damit wird allerdings die endgültige Löſung 
für das wichtige Problem nicht gefunden ſein. Eine 
ganze Reihe von anderen Maßnahmen müſſen hier 
noch dazugenommen werden. Man kann an das 
Problem von zwei Seiten herangehen: Man 
kann das Verhältnis von Angebot und Nach⸗ 
frage auf dem Anlagemarkt ſowohl durch Ver— 
minderung des Angebots von Anlagewerten, als 
auch durch die Vermehrung der Nachfrage nach An⸗ 
lagewerten beeinfluſſen. Zur erſten Methode ge— 
hört zunächſt die Tilgung der Anleiheſchuld, von 
der ich ſoeben ſprach. Dazu gehören aber weiter 
auch jene allgemeinen Vorkehrungen, die bereits 
während der Uebergangswirtſchaft in Angriff gc- 
nommen ſind: Die Ausſchaltung der über— 
mäßigen Neubeſchaffung von privaten Kapital 
werten, die Beaufſichtigung der Ausgabe von Ob— 
ligationen und neuen Aktien unſerer Induſtrieunter— 
nehmungen, die Regulierung des ſtädtiſchen Schul⸗ 
denweſens und das Verbot des Ankaufs aus⸗ 
ländiſcher Werte oder mindeſtens doch deren Er⸗ 
ſchwerung. Dabei wird uns zugute kommen, daß 


die anfangs ja ſicher noch fortbeſtehende ſchlechte 
deutſche Valuta wahrſcheinlich die Abwanderung deut⸗ 
ſchen Kapitals ins Ausland ſowieſo erſchweren wird. 

Eine Vermehrung der Nachfrage nach Anlage⸗ 
werten kann durch eine möglichſt ſchnelle Hebung 
neuer Einkommen und Vermögensbildung in der 
Volkswirtſchaft nach dem Kriege geſchaffen werden. 
Ueber dieſes ſehr wichtige Problem, das mit der 
zukünftigen Finanzreform im engſten Zuſammenhang 
ſteht, Toll ſpäterhin ausführlich geſprochen werden. 
Dagegen gehört hierher bereits die Erörterung einer 
Möglichkeit folder Vermehrung, die ſehr ernſt be⸗ 
trachtet werden muß, obwohl ſie auf den erſten Blick 
als etwas ſehr Künſtliches erſcheint. Zunächſt werden 
wir nach Beendigung des Krieges dafür Sorge tragen 
müſſen, daß die Zahl der mündelmäßigen Papiere 
auf das äußerſte eingeſchränkt wird. Windeſtens 
wird geſetzlich beſtimmt werden müſſen, daß 
von jedem Vermögen, welches ſich unter öf⸗ 
fentlich kontrollierter Verwaltung befindet, ein 
beſtimmter Teilbetrag mit Kriegsanleihe belegt 
werden muß. Man wird dieſe Beſtimmung auf öffent⸗ 
liche Sparkaſſen, auf private Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften und auf die Fonds der Sozialverſicherung 
ausdehnen müſſen. Im Anfang wird aller Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit nach dieſe Beſtimmung nur prohibi- 
tiven Charakter tragen dürfen. Denn alle dieſe Fonds 
und Inſtitute ſind ja während des Krieges mit 
Kriegsanleihen förmlich gemäſtet worden, ſo daß ſie 
zunächſt kaum weitere Summen von Anleihen werden 
übernehmen können. Aber es wird doch notwendig 
ſein, dagegen Schutz zu ſchaffen, daß dieſe Fonds 
und Inſtitute ſich möglichſt ſchnell von dieſen Pa⸗ 
pieren wieder zu entlaſten trachten. Allmählich 
aber werden dieje Unternehmungen doch wohl auch 
aktiv wieder an den Anleihemarkt herantreten können. 

Hier taucht nun von neuem die Erwägung auf, 
ob man nicht auch für die Banken und überhaupt 
für Aktiengeſellſchaften eine Anlagepflicht gewiſſer 
Zeile des Kapitals und der Neſervefonds in deutſchen 
Anleihen herbeiführen ſoll. Im Frieden iſt immer, 
wenn ſolche Wünſche auftauchten, ſcharfer Ein⸗ 
ſpruch erhoben worden. Meines Erachtens voll- 
kommen mit Recht. Es läßt fih unendlich 
viel Gewichtiges gegen ſolche Maßnahmen ſagen. Ins⸗ 
beſondere widerſpricht der Zwang, die Neſervefonds 
der Aktiengeſellſchaften in Anleihen anzulegen, dem 
Weſen und den Aufgaben dieſer Reſervefonds. Aber 
angeſichts der außerordentlichen Umſtände, denen wir 
uns gegenübergeſtellt ſehen werden, müſſen dieſe 
letzten Endes doch auf — freilich richtigen — mehr 
theoretiſchen Erwägungen fußenden Widerſprüche 
ſchweigen. Und ich würde meinerſeits deshalb, ſo ſehr 
ich ſolche Vorſchläge früher bekämpft habe und 
dauernd bekämpft hätte, nach dem Kriege keine Bes 
denken tragen, für eine ganze Reihe von Jahren ent⸗ 
ſprechenden Vorſchlägen meine Zuſtimmung zu geben. 


Auf der anderen Seite müßte aber auch 
das Reich ſelbſt eine möglichſt große Ans 
ſammlung von Fonds herbeizuführen ſuchen, 
die dem Anleihemarkt neue Kaufkraft zu⸗ 
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führen. Dazu dienen zunächſt alle die freiwilligen 
Stiftungen, die während des Krieges zur Unter- 
ſtützung hilfsbedürftiger Krieger und deren Ange⸗ 
hörigen gegründet wurden, wie 3. B. die National- 
ſtiftung für die Hinterbliebenen gefallener Krieger 
und die Ludendorff⸗Spende für die Unterſtützung 
der Kriegsbeſchädigten. Dieſe und ähnliche Stiftungen 
werden ja wahrſcheinlich ſchon während des Krieges 
den größten Teil ihrer Gelder in Kriegsanleihe an⸗ 
gelegt haben. Aber man wird gut daran tun, dafür 
auch den Zwang zu ſtatuieren. Endlich aber kommt 
in erſter Linie dafür der zu bildende Neichsinva⸗ 
lidenfond in Frage. Wenn man noch im Zweifel 
ſein könnte (worüber ich oben ausführlich geſprochen 
habe), ob man die für die Unterſtützung der Kriegs⸗ 
verletzten und der Angehörigen der Gefallenen in 
jedem Jahre notwendigen Summen einzeln in den 
Etat einſetzt, oder ob man dafür das notwendige 
Kapital auf einmal bewilligen oder ſammeln ſollte, 
jo entſcheidet m. E. die Notwendigkeit der Konſo⸗ 
lidierung des Anleihemarktes für den letzten Weg. 
Die Schaffung eines ſolchen Fonds würde zunächſt 
ja freilich gar nichts anderes bedeuten als eine Ver⸗ 
mehrung der Neichsſchuld. Aber wenn man be= 
ſtimmte, daß ein gewiſſer Betrag der jährlich zu 


entrichtenden Abgaben namentlich Teile einer 
Erbſchaftsſteuer, und diejenigen Abgaben, die als 
Vermögensſteuer zu bewerten wären — in Kriegsan⸗ 
leihen zu bezahlen ſind, ſo würde man damit auf der 
einen Seite eine weſentliche Befeſtigung des An⸗ 
leihemarktes herbeiführen, auf der anderen Seite es 
aber ermöglichen, daß die fo dem Reich zufließenden 
Anleihen nach und nach zur Belegung des Neichs⸗ 
invalidenfonds dienen können. 


An dieſer Stelle ift nun wohl am beſten die 
Beſprechung des wichtigen und heiklen Problems 
der großen Reichs vermögensabgabe ein⸗ 
zufügen. Dieſe Reichsvermögensabgabe, die 
unter den verſchiedenſten Namen in den Debatten 
des Reichstages und in der wiſſenſchaftlichen Literatur 
gefordert worden iſt, dient ja im weſentlichen den 
Zwecken einer Abbürdung der Kriegsſchuld, und da⸗ 
mit hat fie natürlich auch eine weitgreifende Konjo 
lidierung des Anleihemarktes zur Folge, ganz gleich⸗ 
gültig, ob man die durch ſie aufgebrachten Beträge 
einfach von der Reichsſchuld ſtreicht, oder ob dadurch 
die Aufbringung des Neichsinvalidenfonds erleichtert 
wird. G. B. 


(Weitere Artikel folgen.) 


Deutſcher Ganli⸗Falender 1918 (11. Quartal). 


Von Dr. Joſef Loewe. 


1. April. Die Dresdner Bank verkauft ihren Beſitz 
an Aktien der Schwarzburgiſchen Landes⸗ 
bank an die Bank für Thüringen. 

„ Die Hypothekenſchutzbank für 
Heſſen⸗Aaſſau und Heſſen, Frank⸗ 
furt a. M. wird begründet. 

„ Die NRheiniſche Creditbank er 
richtet eine Filiale in Wertheim. 

l. „ Die Schwarzburgiſche Landes⸗ 
bant übernimmt die Firma Selmar Ballin, 
in Ellrich. 

„ Die Thüringiſche Landesbauk er⸗ 
richtet eine Filiale in Arnſtadt i. Thü⸗ 
ringen. 

„ Die Deutſche Perſonalkredit⸗ 
bank A.⸗ G., Berlin, hat der hollän⸗ 
diſchen Bank, die ſeinerzeit das Betriebs⸗ 
kapital als unkündbares Darlehen gewährte, 
einen Teil desſelben zur Verfügung ge= 
ſtellt. N 

„ Der Heſſiſche Bankverein, U-6, 
Kaſſel, übernimmt die Bankgeſchäfte Jacob 
Grunewald in Gießen und F. Lanzberg 
in Lemgo. 

4. „ Die Aachener Bank für Handel 

und Gewerbe erhöht das Kapital um 
15 auf 6 Will. M. durch Ausgabe von 
Aktien zum Kurſe von 114%; die Direk⸗ 
toren Adam Imdahl und Friedrich Bier⸗ 
mann ſchieden durch Tod aus. 


r 


5. „ Die Deutſche Schiffspfandbrief⸗ 
bank, A.⸗G., Berlin, wird mit 10 Mill. 
Mark Kapital begründet; Direktoren ſind 
Rechtsanwalt Walter Schadt und Syndikus 
Dr. jur. Merckens. 

8. „ Die Verwaltung der Landesbank der 
Rheinprovinz beſchließt die Grün⸗ 
dung drei beſonderer Banken für das lang⸗ 
friſtige Darlehensgeſchäft, und zwar die 
Kommunalbauk der Vheinprovinz, die 
Hauskreditbank der Rheinprovinz und die 
Landkreditbank der Rheinprovinz. 

8. „ Die Emmericher Creditbank wird von 
dem A. Schaaffhauſen' ſchen Bank⸗ 
verein übernommen. 

8. „ Bankdirektor Fritz Neins vom Caſſeler 

Creditverein geſtorben. 

„ Die Mitteldeutſche Privatbank 
errichtet eine Filiale in Blankenburg im 
Harz. 

11. „ Ludwig Berliner wird ſtellvertretender 

Direktor der Commerz⸗ u. Dig- 

conto- Bank. 

Dr. jur. Wilhelm Lippelt wird Vorſtands⸗ 

mitglied der Deutſchen Hypothes 

keu bank A.⸗G. 

Direktor Hermann Marcks von der Darm = 

ſtädter Bank geſtorben. 


11. 


TAN 


U 
Wechſelbank übernimmt die Firmen 


Die Bayeriſche Hypotheken⸗ und 


16. 


14. 


14, 


M. Kügele in Dillingen und Lauingen, 
J. Ribers Witwe und Joſeph Lippſchütz 
ſowie A. Nees in Brumbach, Joſeph Graf 
in Simbach. 

Kommerzienrat Arthur Siebert, Direktor 
der Mitteldeutſchen Creditbank, 
geſtorben. 

Die Disconto⸗Geſellſchaft 
richtet eine Filiale in Bochum. 

Die Darmſtädter Bank errichtet eine 
Filiale in Gera und übernimmt das alt⸗ 
eingeſeſſene Bankhaus F. M. Müller in 
Zeitz. 

Die Pfälziſche Bank errichtet 
Filiale in Bad Tölz. 

Die Polniſche Darlehnskaſſe er⸗ 
richtet eine Filiale in Wloclawek. 
Der Chemnitzer Bankverein 
richtet eine Filiale in Dresden. 

Die Dürener Volksbank A. ⸗ G. er- 
höht das Kapital um 1¼ Mill. . 

Die Thüringiſche Landesbank 
A.⸗ G. errichtet eine Filiale in Arnſtedt. 
Die Vogtländiſche Creditanſtalt 
A. ⸗G. errichtet eine Filiale in Reihen- 
bach i. V. 

Die Generalverſammlung der Bank für 
Handel und Gewerde in Bremen 
beſchließt, daß die Aufſichtsratsmitglieder 
künftig ihren Wohnſitz im bremiſchen Staate 
haben müſſen, und daß wichtige Beſchlüſſe, 
u. a. ſolche auf Verſchmelzung mit einer 
anderen Bank einer Mehrheit von ſieben 
Achteln des vertretenen Kapitals bedürfen. 
Die Bayeriſche Handelsbank über- 
nimmt die Firma Bernhard Heilbronner 
in Ichenhauſen und Günzburg. 

Die Bayeriſche Hypotheken- und 
Wechſelbank errichtet eine Filiale in 
Mindelheim. 

Dr. jur. Joh. Bernh. Krüger wird Di⸗ 


er⸗ 


eine 


er⸗ 


rektor der Bank für Brau⸗In⸗ 
duſtrie. 

Die Eſſener Creditanſtalt über⸗ 
nimmt die Dorſtener Bank. 

Die Hypothekenſchutzbank für 


Brandenburg und Groß-Berlin 
errichtet eine Filiale in Berlin⸗Schöneberg. 
An Stelle des verſtorbenen Direktors 
Noeßler wird Bankdirektor Herbert M. Gut: 
mann aus dem Aufſichtsrat in den Vor⸗ 
ſtand der Deutſchen Orient⸗Bank 
A. ⸗G. abgeordnet. 

Die Bayeriſche Vereinsbank über⸗ 
nimmt die ſeit 57 Jahren beſtehende Firma 
Paul Rhe in Aibach unter Leitung des 
früheren Inhabers als Filiale und errichtet 
eine Zweigſtelle in Schrobenhauſen; ferner 
übernimmt fie die Firma Siegmund Kaſſel 
zu Aſchaffenburg. 

Die Darmſtädter Bank errichtet eine 
Filiale in Würzburg. 


227 


14. 


14. 


15, 


20, 


21. 


22. 


22. 


23. 


23. 


23. 


24, 


2E 


2 


2 


a” 


Die Mitteldeutſche Privatbank 
errichtet Filialen in Gerſtungen a. d. Werra 
und in Bad Bibra. 

Adolf Hanau wird Drektor des Bar- 
mer Bankvereins. 

Die Dresdner Bank bereitet die Er⸗ 
öffnung ihrer Bukareſter Filiale vor, zu 
deren Direktoren Anſelm Kapralik, Leo 
Kapralik von der Bank of Romania Ltd. 
und Dr. Hans Pilder ernannt werden. 

Geh. Kommerzienrat Bernhard Caj- 
par, Hannover, geſtorben. 

Die Direktoren Siegfried Pflaum und 
Eugen Wittekind feiden aus dem Bor- 
ſtande der Mitteldeutſchen Credit⸗ 
bank. 

Die Firma Carl Laſſen, Berlin, wird 
begründet. 

Die Anhalt⸗Deſſauiſche Landes⸗ 
bank errichtet eine Filiale in Prieſteritz 
bei Wittenberg. 

Die Coburg⸗Gothaiſche Credit⸗Geſellſchaft 
änderte die Firma in Coburg⸗Gotha⸗ 
iſche Bank A.⸗G. um. 

Die Mitteldeutſche Privatbank 
übernimmt die Firma C. F. W. Richter 
in Langefeld i. Erzgeb. 

Die Bank Handlowy w Poznan in 
A. ⸗G., Poſen, erhöht ihr Kapital um 
0,5 Mill. % zwecks Uebernahme der Bank 
Kreditory, daſelbſt. 

Die Bayeriſche Vereinsbank über- 
nimmt die Firmen Ernſt Clauſen in Ans⸗ 
bach, Braun & Schaidler in Lindau, Kon⸗ 
rad Sixt in Dingolfing, J. Bergmaier in 
Pfarrkirchen. 

Die Bayeriſche Handelsbank cr 
richtet eine Filiale in Freiſing. 

Exz. Dr. Johannes Kaempf, Vorſ. des Auf- 
ſichtsrats der Darmſtädter Bank, ge 
ſtorben. 

Bankier Carl Ballin in Firma C. & G. 
Ballin, Oldenburg i. Gr., geſtorben. 
Die Allgemeine Deutſche Credit⸗ 
Anſtalt übernimmt die Vereinsbank 
Zwickau und gewährt auf deren je nom. 
4000 % Aktien nom. 5000 K. eigene Aktien; 
Kommerzienrat Rödel von der Vereinsbank 
tritt in den Aufſichtsrat der Creditanſtalt. 
Bankier Julius Klopſtock in Firma 
L. M. Bamberger, Berlin, geſtorben. 
Die Ebersbacher Bank A.-G. wird zum 
Preiſe von 214000 % von der Löbauer 
Bank übernommen. 

Die Nationalbank für Deutſch⸗ 
land verhandelt mit Bankier Jakob Gold- 
ſchmidt in Firma Schwarz, Goldſchmidt 
& Co. wegen Eintritts in ihren Vorſtand. 
Die Niederſächſiſch⸗Weſtfäliſche 
Hypothekenſchutzbank für Weſt⸗ 
falen und das Fürſtentum Lippe, 


Bückeburg, mit 1 Mill. K Kapital, wird 
errichtet. 
29. „ Die Hypothekenſchutzbank für 


Schleswig⸗Holſtein, Kiel, nrit 
1 Mill. AM Kapital wird errichtet. 
Die Eſſener Creditanſtalt errichtet 
Filialen in Bottrop und Wanne. 
Die Gewerbekaſſe in Heilbronn ändert die 
Firma in Handels⸗ und Gewerbe- 
bank, Heilbronn, und gibt 1200 neue 
Aktien aus, von denen 400 durch die Süd⸗ 
deutſche Diskontogeſellſchaft übernommen 
werden. 
Die Pfälziſche Bank eröffnet eine 
Filiale in Ingelheim bei Wainz. 
Kommerzienrat Emil L. Meyer in Firma 
Ephraim Meyer & Sohn, Hannover, 
wird zum Geheimen Kommerzienrat er⸗ 
nannt. 
Bankier Robert 
Berlin, geſtorben. 


Die Hypothekenſchutzbank Sach⸗ 
jen und Anhalt A.⸗G., Halle a. S.,; 
mit 1 Will. % Kapital wird eröffnet. 

Die Trierer Volksbank geht auf die Dis⸗ 
conto⸗Geſellſchaft über, die für je 
zwei Bankaktien einen Kommanditanteil 
-H 10% in bar gewährt. 

1. Juni Die Darmſtädter Bank übernimmt 
den Greizer Bankverein und die feit 1880. 
beſtehende Firma M. Gumbel⸗Kiefe in Heil⸗ 
bronn a. N. 

Die Direktoren Ludwig Popp und Dr. Hans 
Worms ſcheiden aus dem Vorſtand der 
Deutſchen Hauptbank für Hy⸗ 
pothekenſchutz, A. ⸗ G. 

Direktor Carl Bühler ſcheidet aus dem 
Vorſtande der Mecklenburg⸗Stre⸗ 
litzſchen Hypothekenbank. 


29. „ 


29. „ 


0 


80 


S Warſchauer, 


50.79 


31. 5% 


10. % 
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12. „ An Stelle von Johannes Rihter wird 
Richard Strauß Direktor der Vermö⸗ 
gensverwaltungsſtellefürdeut⸗ 
Ihe Verſicherungsbeamte A.-G.; 
Walter Kaßler wird ſtellvertretender Di⸗ 
rektor. 

17. „ Dr. Popko Goldberg ſcheidet aus dem Vor⸗ 
ſtand der Deutſchen Perſonal⸗ 
kreditbank A.⸗G. 

18. „ Die Geraer Bank errichtet eine Fi- 
liale in Triptis. 

21. „ Die Baheriſche Disconto⸗ und 
Wechſelbank A.⸗G. übernimmt die 
Bankabteilung der Firma G. A. Rehlen 
in Nördlingen und errichtet eine Depo— 

ſitenkaſſe in Waſſertrudingen. 

21 „ Die Bayeriſche Hypotheken⸗ und 
Wechſelbank übernimmt Bankfirmen in. 
Mansdorf a. d. Lach und Dachau. 

22. „ Die Aſchaffenburger Volksbank A.⸗G. geht 
in die Dresdner Bank auf; der Er- 
werbskurs ſtellt ſich auf 120%. 

22. „ Direktor Auguſt Kroenig der Landes⸗ 
bank der Provinz Weſtfalen ge⸗ 
ſtorben. 

24, „ Dr. Paul Wallich ſcheidet aus der Ber⸗ 
liner HandelssGeſellſchaft. 

25. „ Die TCThüringiſche Landesbank 
A. ⸗ G. errichtet eine Filiale in Neuſtadt 
(Orla). 

25. „ Direktor Paul Heiſig wird ſtellvertretendes 
Vorſtandsmitglied der Deutſchen HH- 
potheken bank A. ⸗G. 

29. „ Die Allgemeine Deutſche Credit⸗ 
anſtalt erhöht ihr Kapital um 5 auf 
125 Mill. M. 

30. „ Die Firma Michael Bock, Berlin, wird 


von der Firma Loeſch, Nathan & Co. 
übernommen, in die Herr Michael Bock 
als Teilhaber eintritt. 


Revue der Preffe. 


In Newyork iſt 
ſtande gekommen, die 
Allied Industries Corporation. 
Natürlich ijt jie, wie alles echt Amerikanjſche, mit 
ungeheurem Bombaſt und gewaltiger NRellame- 
trommel ins Werk geſetzt worden, wie „Der 
Welthandel“ (2. Auguſt) mitteilen kann. Es 
handelt ſich hier um eine Inſtitution mit einem 
neuen Gedanken, um unſerem Außenhandel. Ab⸗ 
bruch zu tun. Man will nämlich die Konſum⸗ 
märkte, die bisher von Deutſchland Waren be- 
zogen, durch Lieferung von Erſatz für die Ameri⸗ 
kaner einfangen und man hofft dadurch, die 
amerikaniſche Produktion an die Stelle der deut⸗ 
ſchen zu ſetzen. Die A. I. C. hat ſelbſtverſtändlich 
verſucht, viele ausländiſche Groſſiſten und Einkaufs⸗ 


eine neue Gründung Zus 


genoſſenſchaften zu veranlaſſen, ihren Warenbedarf 
vornehmlich bei ihren Witgliedern zu decken; die 
„Kundſchaft“ ſoll ſchon 15000 (2) ausländiſche 
Engrosfirmen betragen, vorausgeſetzt, daß nicht 
wieder „aus Verſehen“ zwei Nullen zu viel an⸗ 
gehängt ſind. Da die Kriegsaufgaben für die 
amerikaniſche Induſtrie bekanntlich ganz ungeheuer⸗ 
lich ſind, ſo wird die A. I. C. bald merken, daß ſie 
ihr Programm ſchwerlich durchſetzen kann. Ferner 
iſt es den amerikaniſchen Fabrikanten bisher noch 
nicht gelungen, alles ſo gut und billig wie die 
deutſche Induſtrie zu liefern. Man denke nur allein 
an die Erzeugung der Farben und der pharmazeu⸗ 
tiſchen Artikel. Alſo Gemach, ihr Herren von der 
A, I. C. — 


N 
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Die Schulden der Verbandsmächte bei der Anion“) 
werden nach dem Gaulois“ vom 13. Juli, über⸗ 
nommen von der „Deutſchen Warſchauer 
Zeitung“ (1. Auguſt), dahin angegeben, daß die 
Vereinigten Staaten dem Verbande bisher die un⸗ 
geheure Summe von 6091 590 000 $ geliehen haben, 
zu denen noch monatlich weitere 400 000 000 $ 
treten. Der „Pump“ verteilt ſich nach den weiteren 
Angaben wie folgt: auf England 3 170 000 000 $, 


Frankreich 1 765 000 000 $, Italien 660 000 000 $, 
Rußland 325 000 000 $, Belgien 131 000 000 Ë, 
Griechenland 15 790 000 8, Kuba 15 000 000 $, 


Serbien 9 000 000 8. Und dabei ift ein Ende des 
Krieges noch nicht abzuſehen. — Die Kriegsgewinnler 
ſcheuen die Kriegsſteuer wie das Feuer und laſſen 
kein Mittel unverſucht, ſich ihren Schlingen zu 
entziehen. Ueber dieſe erſprießliche Tätigkeit be⸗ 
richtet ſehr deutlich Dr. Hermann Zickert in der 
„Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ 
(25. Juli) unter dem Titel: 


Kriegsſteuerumgehung durch Kriegsgewinn⸗ 
verſicherung. 


Man kauft Juwelen, Bilder, Möbel, Naritäten zu 
hohen Preiſen an, um das „ſauer erworbene“ Geld 
zu verſtecken. Aber je länger der Krieg dauert, deſto 
weniger genügt das. So haben findige Agenten 
einen neuen Weg gefunden: Die Verſicherung gegen 
Kriegsgewinn, womit man zwei Fliegen mit einer 
Klappe ſchlägt, erſtens Mittel zum Steuerdruck und 
zweitens Gewinnquelle der Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften. Das Geſchäft ſcheint ganz reell; u. a. ers 
halten die Polizen meiſt nach drei Jahren Rück- 
kaufswert. So ſchließt dann der Kriegsgewinnler 
eine hohe Lebensverſicherung ab, mit ſofortiger 
Zahlung der geſamten Prämien beim Abſchluß. Er 
„verſteckt“ ſo Hunderttauſende von ſeinem Gewinn, 
die er zehn, zwanzig Jahre oder bei Lebensende, je 
nach Vertrag, wieder mit Zinſeszins zurückerhält. 
Das Geld iſt alſo gut angelegt. Der Gedanke iſt 
verteufelt geſcheit, aber das Geſetz iſt, was über⸗ 
ſehen wird, noch geſcheiter. Denn dieſe Hintertür 
ift gerade bei der Kriegsſteuer verſchloſſen 
infolge des Ergänzungsgeſetzes zur Kriegsſteuer 
vom 17. Dezember 1916. Danach ſind die noch nicht 
fälligen Anſprüche aus eingegangenen Lebenss, 
Kapital- und Rentenverjiherungen mit der vollen 
Summe der eingezahlten Prämien oder Kapital- 
beiträge anzuſetzen, falls die jährliche Prämien⸗ 
zahlung den Betrag von 3000 . oder die einmalige 
Kapitalzahlung den Betrag von 1000 % überſteigt. 
Aber, wie angedeutet, gilt das nur von der Kriegs⸗ 
ſteuer, ſo daß für andere Zwecke das Geſchäft in 
Kriegsgewinnverſicherungen noch rege genug bleibt. 
Sapienti sat, — Wie die Kriegsgewinnler übrigens 
in Berlin leben, tft kürzlich im „Berliner 
Tageblatt“ (J. Auguſt) in grotesker Form aufs 
gedeckt worden. 


) Vgl. auch „Gedanken über den Geldmarkt“ 
in dieſer Nummer. 


Das „Freßſanatorium“ 
heißt eine wohltätige Einrichtung in Berlin WW, 
wo die „armen, hungernden und kranken Kriegs⸗ 
gauner und ⸗ſchieber“ ihre geſchwächte Geſundheit 
für 100 bis 120 % (1) den Tag auffriſchen können. 
Natürlich erhalten ſie alles, was im Schleichhandel 
zu allerhöchſten Preiſen zu haben iſt: Echten Kaffee, 
echte Schokolade, die feinſten Braten, Speck, Wurſt 
prima, prima uſw. Es gibt eben Leute, denen für 
ihre Geſundheit nichts zu teuer iſt. Entrüſtet ſchreit 
man nach dem Kriegswucheramt, das ſich die Preiſe 
in dieſem „Sanatorium“, das leider nicht genannt 
wird, einmal näher anſehen ſoll. Nun, ſolcher 
Sanatorien, die nur verkappte Penſionen ſind, wird 
es eine ganze Reihe geben. Das ſind die Stätten, die 
mit Vergnügen die höchſtpreisfreien Pfirſiche mit 
4,50 M. pro Stück, die Walderdbeeren mit 7,50 Ms 
die Pfefferlinge mit 3—4 %, das Pfund Butter mit 
22—25 Se uſw. gern einkaufen, wenn fie dafür den 
dreifachen Erwerbspreis anſetzen können. Bekannt⸗ 
lich jind alle Waren in Deutſchland zu entſprechen⸗ 
den Preiſen zu haben, freilich nur für die Reichen 
und, wie man ſagt, für die Munitionsarbeiter, die 
neuerdings mit Bezug auf ihre Löhne der „Vor— 
wärts“ in Schutz nimmt. Der Mittelſtand kann fih 
ſolche „Penſionen“ bzw. Neſtaurants nicht leiſten. 
Der Hauptſkandal liegt natürlich darin, daß es noch 
heute Leute gibt, die, ganz unbekümmert um die 
ſchweren Nöte des Krieges, lediglich ihrer „Freßſucht“ 
frönen, und daß es andere gibt, die davon Nutzen 
ziehen. Im allgemeinen muß aber geſagt werden, 
daß viele unſerer Penſionen tatſächlich doch mit 
Sorgen ſich in dieſen Zeiten behaupten, wenn man 
auch von allen möglichen Seiten hört, daß man meiſt 
dort recht gut lebt. Es gibt auch an den fleiſchloſen 
Tagen eben Fleiſch, d. h. alſo an jedem Tage der 
Woche. — Dasſelbe Blatt (A. Auguſt) be⸗ 
ſchäftigt ſich mit der Notlage der Naucher. 
Die ſterbende Zigarre 

iſt leider eine Tatſache, mit der mit Ende 1918 ge⸗ 
rechnet werden muß. In Deutſchland gibt es rund 
1000 Zigarrenfabriken. Im Frieden bezogen ſie drei 
Viertel aus dem Auslande und ein Viertel aus 
deutſchen Landen. In den letzten Friedensjahren be⸗ 
trug der Jahresverbrauch durchſchnittlich 8 Milli- 
arden Zigarren. Im Kriege hat nun die Zahl der 
Raucher, nicht nur unter den Soldaten, außerordent⸗ 
lich zugenommen, fo daß die Jahreserzeugung bon 
8 Milliarden auf 12 Milliarden im Jahre 1916 ſtieg. 
Im Zuſammenhange damit trat um dieſelbe Zeit 
auf dem Weltmarkte eine abnorme Preisſteigerung 
für Nohtabak ein, der die deutſche Regierung durch 
ein Einfuhrverbot 1916 begegnen wollte. Das war 
ein Fehlſchlag, und nach acht Monaten mußte das 
Verbot wieder aufgehoben werden. Nun aber war 
es zu ſpät, um die Lage zu verbeſſern, und es kam 
die Erkenntnis, daß man künftig keine Möglichkeit 
haben werde, Tabak hereinzubekommen. So wurde 
zwecks Rationierung der vorhandenen, etwa für zwei 
Jahre ausreichenden Vorräte aus dem Auslande eine 
Kriegsgeſellſchaft, die „Detak“, in Bremen gegründet. 


Damit ſank auch die Erzeugung bis 350000 im 
Monat, von denen 200 000 Stück die Heeresver⸗ 
waltung in Anſpruch nimmt, ſo daß für die Zivil⸗ 
bevölkerung etwa 150 000 Stück im Monat übrig- 
bleiben. Der Ausfall kann aber auch nicht durch 
vermehrten Anbau der heimiſchen Tabakpflanzen ge⸗ 
deckt werden. Der Tabak wurde „geſtreckt“ (Buchen⸗ 
laub!); trotz alledem darf man ſich nicht darüber 
täuſchen, daß mit dem Jahresſchluß die Zigarre in das 
Raritätenfabinett wandern wird. Vaucherkarten 
haben ſich in manchen Ländern nicht bewährt, man 
will davon abſehen. Wohl aber könnte etwas gegen 
den ſchamloſen Preiswucher getan werden, da nach 
der Anſicht der Sachverſtändigen höchſtens eine 
Preisſteigerung von 200% angemeſſen erſcheint, was 
natürlich aus egoiſtiſchen Erwerbsgründen gar nicht 
beachtet wird. Tröſten wir uns alſo: Die Zigarre 
iſt der Lebensgüter höchſtes nicht, wir werden auch 
ohne ſie weiterexiſtieren. 


Ein feſter Kalender 


ijt, der „Deutſchen Lodzer Zeitung“ (1. Aus 
guſt) zufolge, der innige Wunſch des Prof. Dr. 
Kewitſch in Freiburg i. Br. Seine Petition iſt 
dem Reichskanzler als Material überwieſen wor- 
den. Die Kalenderreform beſteht im weſentlichen 
darin, daß im Gemeinjahr ein Tag außerhalb der 
Wochentage ſich befinde; denn das Jahr hat 
52 Wochen und 1 Tag, das Schaltjahr noch einen 
Tag mehr. Dieſe zwei Tage müſſen beſondere Namen 
erhalten und geſetzliche Feiertage werden, 
wobei ſie ſtets einem Sonntag folgen müſſen. Dieſe 
Bedingungen erfüllt zunächſt der Neujahrstag. (Der 
Schalttag ſoll an der Spitze des 2. Halbjahres liegen.) 
Jedes Vierteljahr hat die Monatszahlen: 30, 30, 
31. Der 31. iſt ſtets ein Sonntag, ſo daß jeder 
Monat juriſtiſch zu 30 Tagen gerechnet wird. Oſtern 
fällt ſodann immer auf den 7. April. Der 
24. Dezember iſt immer ein Sonntag. Wan ſieht, 
die Sache hat Hand und Fuß. Ob ſich aber unſere 
Regierung zu einem ſolchen „Einheitskalender“ auch 
entſchließen wird? Wir glauben nicht daran. 


Umschan. 


Herr Tewes — Düsseldorf schreibt: 
Unter dieser Ueberschriſt wird im Plutus 
vom 22. Mai 1918 (Seite 139ff) folgender Fall besprochen: 
Eine Aktiengesellschaft hat im Geschäftsjahr 1916 bei 
einem Aktien-Kapital von A 2 000 000.— einen Verlust 
von A 1 046 560.05 erlitten, zu dessen teilweiser Deckung 
vorhandene Reserven, nämlich 


Bilanziragen. 


Gesetzliche Rücklage At 200 000.— 
und Rücklage II „ 118 998. — 
zusammen #2 318 998. — 


ihrer Bestimmung gemäss herangezogen werden konnten, 

so dass ein Verlust von c 727 562.05 verblieb. 
Vorstand und Aufsichtsrat hatten dies im Geschäfts- 

bericht und Bilanz wie folgt zur Darstellung gebracht: 
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Gewinn- und Verlust-Rechnung 
Soll 
Aufwendungen M 594 222.93 
Betriebsverlust „ 465 316.76 
M 059 539.69 
laben 
Mietsertrag M 12 979.64 
Geseizl. Rücklage 
Uebernahme „ 200 000.— 
Rücklage II 
Uebernahme „ 118998. — 
Verlust-Saldo „ 727 562.05 


A 1 059 539.69 
In der Bilanz erscheint nur dieser verbleibende Ver- 
Inst von , 727 562.05, dagegen erscheinen die Rück- 
lagen nicht mehr. Diese Art der Aufstellung wird in dem 
Geschäftsbericht weiter dahin erläutert, dass das abge- 
laufene Geschäftsjahr einen neuen erheblichen Ausfall 
ergeben habe, welcher sich unter Aufhebung der gesetz- 
lichen und der Rücklage II auf c# 727 562.05 stellt, 
Von dieser Darstellung wird in dem fraglichen Artikel 
gesagt, man müsste darin eine strafbare Bilanzfälschung, 
mindestens eine strafbare Bilanzverschleierung, sehen, und 
Vorstand, Aufsichtsrat und die beiden Revisoren, welche 
die Bilanz so unterschrieben baben, werden auf ihre zivil- 
rechtliche Haftung hingewiesen. Der Verfasser beruft 
sich auf $ 261 Ziffer 6 HGB., wonach der aus der Ver- 
gleichung sämtlicher Aktiva und Passiva sich ergebende 
Gewinn oder Verlust am Schlusse der Bilanz „besonders“ 
angegeben werden muss, und spricht gleich darauf den 
einen der Irrtümer aus, auf denen sich seine Ausführungen 
aufbauen, nämlich „demgemäss hätte der aus der Ver- 
gleichung sämtlicher Aktiva und sämtlicher Passiva sich 
ergebende Jahresverlust von insgesamt A 1 046 560 05 
besonders angegeben werden müssen“. Er spricht auch 
später wieder von der wissentlich unwahren Angabe des 
Jahresverlustes am Schlusse der Bilanz. In Wirklichkeit 
zwingen die gesetzlichen Bestimmungen nicht dazu, dass 
die Bilanz das Jahresergebnis zeigt, sie soll vielmehr 
nur den Ueberschuss der Aktiva über die Passiva oder 
umgekehrt am Schluss besonders angeben. In der Regel 
beginnt aber das Geschäftsjahr bei Aktiengesellschaften 
mit einem Gewinn-Vortrag oder einem Verlust-Vortrag, 
welcher in dem am Schlusse der Bilanz besonders ange- 
gebenen Ergebnis enthalten ist. Es wird das oft auch in 
der Bilanz zum Ausdruck gebracht durch Aufteilung in 
einer Vorrubrik, etwa wie folgt: 

Gewinn-Vortrag AL 15000.— 

Gewinn d. Geschäftsjahres 1916 „ 150000.— 4 165000.— 
Dazu zwingt aber das Gesetz nicht. Es ist auch nicht 
nötig, weil diese Angabe ja aus der Gewinn- und 
Verlust-Rechnung ersichtlich ist. Tatsächlich ist 
der in der Bilanz angegebene Verlust von # 727 562.05 die 
Zahl, welche sich aus der Vergleichung sämtlicher Aktiva 
und sämtlicher Passiva ergibt. Denn Reserven sind doch 
keine Passiva, sondern Gewinne, welche — teils gemäss 
gesetzlicher Vorschrift — durch Gen.-Vers.-Beschluss in 
früheren Jahren nicht verteilt, sondern vorgetragen sind, 
gleichgültig unter welcher Bezeichnung. Nun stimme ich 
der angeführten Stelle aus Dr. Veit Simon „Die Bilanz 
der Aktiengesellschaften“, dass es unzulässig ist, den, 


jenigen Teil des Verlustes, welcher aus dem Reservefonds 
Deckung findet, in der Bilanz nicht besonders zum Aus- 
druck zu bringen, weil sonst der Posten „Verlust“, soweit 
er durch die Reserven Deckung findet, aus der Bilanz 
verschwindet, soweit zu, als es sich nicht um Spezial- 
reserven handelt, über welche Vorstand und Aufsichisrat 
zu beliebigen Zwecken gemäss Statut verfügen dürfen. 
Ich bin auch vollkommen damit einverstanden, dass es 
nicht ausreicht, wenn der Geschäftsbericht Unrichtigkeiten 
der Bilanz erläuternd berichtigt, sondern dass Bilanz und 
Geschäftsbericht jeder für sich die Wahrheit enthalten 
müssen, Aber ein Teil der Bilanz ist doch ohne Zweifel 
die Gewinn- und Verlust-Rechnung. Sie ist nichis weiter 
als die Erläuterung der einen Bilauzzahl, welche sich aus 
der Vergleichung der Aktiva und Passiva ergibt. Man 
muss sie oft lesen, weil sich nur aus ihr das Jahres- 
ergebnis ergibt. Aus der Gewinn- und Verlust-Rechnung 
geht aber klar hervor, um welche Beträge das Jahres- 
ergebnis höher ist als der in der Bilanz erscheinende 
Verlust. Dem Bestimmungsrecht der Gen.-Vers. wird 
durch diese Fassung auch nichts genommen, die Gen.-Vers. 
soll sie ja erst genehmigen. Von einer Bilanz- Fälschung 
kann also bei dieser Aufstellung von Bilanz und Gewinn- 
und Verlust-Rechnung nicht die Rede sein. Ob man von 
einer Bilanz verschleierung, also einer gewollten un- 
klaren Aufmachung der Bilanz sprechen kann, erscheint 
mir zum mindesten zweifelhaft, wobei doch auch die Erläute- 
rung im Geschäftsbericht immerbin zu berücksichligen ist. Die 
Ver waltuung hätte fraglos besser getan, in der Bilanz den 
Verlust von c# 1046560.05 auszuweisen und im Ge- 
schäftsbericht darauf hinzuweisen, dass zu dessen Deckung 
Reserven von o% 318 998.— vorhanden sind, so dass nur 
ein Verlust von e 727 562.05 verbleibt und eine Ver- 
anlassung, aus $ 240 Absatz 2 HGB. zu handeln, nicht 
vorliegt. Den Gedanken hieran hat die Verwaltung mög- 
licherweise durch die von ihr gewählte Fassung von vorne- 
herein aus der Welt räumen wollen. Sie wollte eine 
Unklarheit, die sonst aus der Bilanz hätte heraus- 
gelesen werden können, vermeiden, nämlich den Irrtum, 
dem der Verfasser des Artikels zum Opfer gefallen ist 
indem er auch hier Jahresverlust mit tatsächlichem 
Bilanzverlust verwechselt. $ 240 Absatz 1 HGB, lautet: 
„Erreicht der Verlust, der sich bei der Aufstellung der 
Jahresbilanz oder einer Zwischenbilanz ergibt, die Hälfte 
des Grundkapitals, so hat der Vorstand unverzüglich 
die Generalversammlung zu berufen und dieser davon 
Anzeige zu machen.“ Das heisst doch nichts anderes: 
Wenn aus einer zu irgendeiner Zeit aufgestellten Bilanz 
sich ergibt, dass die Hälfte des Grundkapitals ver- 
loren ist, muss der Vorstand.. . . usw. Ist das denn 
hier der Fall? Reservefonds sind doch nichts weiter als 
Gewinn-Vorträge! Wenn z. B. eine Gesellschaft bei einem 
Grundkapital von c, 500 000.— und einem Reservefonds 
von c# 300 000.— einen Verlust von c# 250 060.— hat, 
ist dann die Hälfte des Grundkapitals verloren? Der 
Verfasser beruft sich auf Gerstner „Bilapz-Analyse“: „Ob 
der Veräusserungswert infolge stiller Reserven den Status 
bessert, ist eine zweite — nach den laut $ 240 einge- 
tretenen Folgen — zu entscheidende Frage.“ Hier handelt 
es sich aber nicht um stille Reserven, sondern um 
offene, d.h. Gewinn-Vorträge. Hiermit fällt alles 
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andere in sich zusammen. Auch das folgende: „dazu 
kommt auch noch, dass in § 30 des Statuts unserer Gesell- 
schaft bestimmt ist, was für sie als Reingewinn und damit 
auch als Verlust zu gelten hat. Der $ 30 lautet: Der 
Ueberschuss der Aktiva über die sämtlichen Passiva einschl. 
des Grundkapitals und des Reservefonds bildet den Rein- 
gewinn. Umgekehrt muss also auch im Sinne dieses 
Paragraphen der Ueberschuss der sämtlichen Passiva 
einschl. des Reservefonds den Verlust bilden.“ Originell, 
aber für die Beurleilung, ob der Verlust die Hälfte des 
Grundkapitals erreicht hat, jedenfalls falsch. Ein ganz 
anderes Bild gewinnt die Sache noch durch den Hinweis, 
der Aufsichtsrat sei im vorliegenden Fall ganz besonders 
deshalb verantwortlich, weil ihm nach § 19 K des Statuts 
die Bestimmung über die Verwaltung des gesetzlichen 
Reservefonds, sowie die Verwendung der Spezial- 
reserven zusteht. Was hinderte also den Aufsichtsrat, 
die Rücklage II mit c# 118968.— die doch offenbar 
keine gesetzliche, sondern eine Spezialreserve ist, zur 
Deckung irgendeiner Unkosten- Ausgabe zu verwenden 
und dadurch den Verlust von vorneherein geringer er- 
scheinen zu lassen oder doch ihn so wie geschehen in 
die Gewinn- und Verlust-Rechnung zu setzen? Bezüglich 
dieses Postens erübrigt sich also überhaupt jedes Wort. 


Gedanken über den Geldmarkt. 


In den Rück- und Ueberblicken, die von amtlicher 
Stelle anlässlich des Eintretens in das fünfte Kriegsjahr 
gegeben worden sind, ist auch von den bisherigen Ge- 
samtkosten des Weltkrieges die Rede, die auf 650 
bis 700 Milliarden c% veranschlagt werden und damit dem 
Nationalvermögen von mindestens zwei der grossen krieg- 
führenden Mächte, wie es vor dem Kriege abgeschätzt 
wurde, gleichkommen. Wie schon in den früheren Zeit- 
läufen fesigestellt werden konnte, schneiden auch bei 
dieser Aufstellung die Mittelmächte ganz erheblich besser 
ab als die Alliierten, indem auf sie noch nicht ein Drittel 
dieser Kosten entfällt. Auch heute nach Ausscheiden 
Russlands und Rumäniens ist dieses Verhältnis fast un- 
verändert geblieben; janoch günstiger geworden; denn die 
monatlichen Kriegskosten der Entente belaufen sich heute 
auf 15,3 Milliarden gegen nur 5,8 Milliarden Kriegskosten 
der Mittelmächte. Die Mittelmächte decken ihren Anleihe- 
bedarf fast ausschliesslich im eigenen Lande, während 
Frankreich und England enorme Summen im Auslande 
aufgenommen haben. Von ihren 500 Milliarden 4 
Kriegskosten ist nur ein Viertel konsolidiert, von den 
186 Milliarden % Kriegskosten der Mittelmächte aber 
134 Milliarden oder über zwei Drittel, und insbesondere 
Deutschland hat mit 88 Milliarden # Kriegsanleihen 
71% seiner Kriegskosten langfristig aufgebracht, England 
nur 32 0%, Frankreich nur 30 % , von den übrigen Krieg- 
fübrenden Völkern der Entente ganz zu schweigen. Um 
so mehr wird man den an sich beklagenswerten Rückgang 
unserer Valuta, dem übrigens fast entsprechende Rück- 
gänge bei der Entente in den letzten Zeitläufen parallel 
gehen, nicht allzu pessimistisch beurtejlen dürfen, wie das 
letzthin wiederum von manchen Seiten geschieht. Wenn 


die Entente mit grossen Auslandsanleihen in neu- 


tralen Ländern ihrer Valuta nicht auf die Beine zu helfen 
vermochte, was sollen wir tun, die so gut wie alle Kriegs- 
kosten innerhalb der eigenen Pfäble durch inländische 
Anleihen decken! 

So wird man es nicht allzu tragisch zu nehmen haben, 
dass sich in den letzten beiden Wochen zum Teil wohl 
auch infolge des Auf- und Abwogens der Entscheidungs- 
kämpfe im Westen unsere Valuta wiederum verschlechtert 
hat und die Devisenkurse einem ungünstigsten Stande zu- 
streben, den sie schon einmal erreicht hatten. Die 
holländische Devise ist seit dem 27. Juli um 9% ge- 
stiegen und stellt sich heute auf 3091/4, während die 
Schweizer Devise sich von 148 auf 1511/, verschlechtert 
hat. Von den nordischen Devisen haben sich Kopenhagen 
und Christiania sogar einen Schatten zu unseren Gunsten 
bewegt, wogegen Stockholm nach dem vor etwa 14 Tagen 
erfolgten scharfen Rückgang auf 2125/3 auf diesem Stande 
verharrte, auch Spaniens Devise mit 113½ unverändert 
blieb. Dagegen hat sich die Devise Wien, die längere 
Zeit stabil geblieben war, in den letzten Tagen auf 60,25 
vorher 62,10) zu unseren Gunsten bewegt, was in einem 
reichlichen Kronen-Angebot begründet liegt. Was die 
Bewegung der Reichsmark betrifft, so lässt sich in 
Zürich nach einem Rückgang von 66 auf 65,85 wieder 
eine Steigerung auf 66,30 ‚feststellen; in Stockholm sind 
Sichtwechsel auf Berlin von 47 auf 47,50 gestiegen, als- 
dann auf 46,85 zurückgegangen, um erneut auf 47 anzu- 
ziehen; in Kopenhagen fiel die Mark von 53,20 auf 53, 
zog aber später auf 53,75 an, und in Amsterdam stieg sie 
von 32,00 auf 32,25. Die scharfe Abwehr, welche die 
Ententeoffensive erlitt, hat auch die Sterling- und Franc- 
währung an den neutralen Märkten nicht unwesentlich in 
Mitleidenschaft gezogen. So ist London in Amsterdam 
von 9,16½ weiter auf 9,02!/, gesunken, während Paris 
von 33,83 auf 33,40 fiel, in Zürich sind die beiden 
Ententedevisen von 18,82 bzw. 69,25 auf 18,65 bzw. 68,90 
nach 68,70 herabgegangen. Bemerkenswert bleibt freilich 
an letztgenanntem Orte die in den letzten Tagen dort 
einsetzende wesentliche Besserung der Lire, die sich 
von 43,90 auf 54,25 gehoben haben. Es muss immer wieder 
betont werden, dass diese anormalen Wechselkurse mit 
dem Friedensschluss und Oeffnung der Grenzen von selbst 
verschwinden werden. Die Gründe dafür sind schon des 
öfteren an dieser Stelle auseinandergesetzt worden. 

Das Julimonatsende brachte, während die leichten 
Geldsätze weiter fortbestehen und tägliches Geld nicht 
über 43/,%, stieg, meist aber unter diesem Satz angeboten 
war, während kurzfälliges Geld über Monatsende zu 5% 
und darunter in grossen Beträgen aufgenommen wurde — 
der Privatdiskont wies dauernd die typische Notierung 
4¾% und darunter auf — doch eine leichte Belas- 
tung unseres Zentralnoteninstituts. Die 
gesamten Wechsel und sonstigen Anlagen vermehrten 
sich gegenüber der Vorwoche um 1049 Mill. , während 
die Giroguthaben um 753 Mill. V zugenommen haben. 
Der Notenumlauf erfuhr eine Steigerung um 320 Mill. c# 
und weist jetzt eine Höhe von 12 704 Mill. AM aus während 
der Darlehensbestand der Darlehenskassen auf 9693 Mill. #2 
anstieg, von denen 7736 Mill. ausserhalb der Reichs- 
bank in Umlauf waren, so dass wir jetzt rd. 20 Milliarden #2 
Zahlungsmittel haben gegen etwa 2!/, Milliarden A vor 
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Ausbruch des Krieges. Brauchen wir uns auch darüber 
nicht zu beunruhigen, besonders nicht gegenüber anderen 
Ländern, die die Papiergeldpresse noch in ganz anderem 
Umfange in Bewegung gesetzt haben, so muss doch dieser 
Zeitelumlauf besonders nachdenklich stimmen, da seine 
Vermehrung immerhin in beschleunigtem Tempo ein- 
gesetzt hat. Allein der Notenumlauf ist innerhalb eines 
Jahres um 4 Milllarden c# gestiegen. 
sollten die Bestrebungen zur Förderung des bargeld- 
losen Verkehrs, die kürzlich wieder erneut einge- 


In dieser Erwägung 


setzt haben, mit allem Nachdruck gefördert werden, wenn 
auch einstweilen dahingestellt bleiben mag, ob und inwie- 
weit schon in nächster Zeit eine Resiriction der Inflation 
tatsächlich einen Einfluss auf das Preisniveau und die 
Kaufkraft des Geldes ausüben wird. Man sollte sich nur 
immer wieder das Beispiel Englands vorführen, dessen 
Notenumlauf selbst unter Berücksichtigung der Currency 
Notes erheblich geringer isl, weil eben die edleren Zah- 
lungssitten dort schon lange vor dem Kriege Eingang 
und Geltung gefunden hatten, 

Der Bank von Frankreich ist nun endlich 
nach monatelangen Verhandlungen, bei denen die sozi- 
alistische Obstruelion kein Mittel unversucht liess, die 
Erneuerung desBankprivilegsaufein weiteres 
Vierteljabrhundert seitens der Kammer zugestanden worden; 
eine Zustimmung des Senats steht freilich noch aus. Die 
Opposition hat aber einige erschwerende Bedingungen 
durchgedrückt und die Regierung zu verschärften Mass- 
nahmen auf dem Gebiete der allgemeinen Bankgesetz- 
gebung gedrängt. Auch hat das Noteninstitut erhöhte 
Abgaben an den Staat zu zahlen und mit diesem den Ge- 
winn von einer bestimmten Höhe ab zu teilen. Nach 
dem letzten Ausweis wird cinGoldbestand von 3395 Mill. Frs. 
ausgewiesen, dazu kommt noch das im Ausland befindliche 
Gold von 2037 Mill. Fres., gleich 37½% des gesamten 
Goldbestandes, während die übrigen Auslandsguthaben 
eine Höhe von 1477 Mill. Frs. erreicht haben. Die Vor- 
schüsse an den Staat betragen jetzt 19100 Mill, Frs., an 
Verbündete 3445 Mill. Frs., der Notenumlauf schreitet 
immer mehr fort und hat eine Höhe von 29320 Mill. Frs. 
erreicht, in einigen Wochen wird er die 30. Milliarde 
überschritten haben. 

Das Inkrafttreten der Geldumsatzsteuer bat 
zahlreiche Fragen aufwerfen lassen, die jedoch erst 
eine spätere Zeit eindeulig wird entscheiden können. 
Dazu gehört u. a., wie weit eine Beeinflussung des Geld- 
marktes dadurch stattfinden wird, dass die privaten Ban- 
ken eventuell eine Abwälzung der Zinssteuer auf den 
Creditor vornehmen, wie sie freilich bisher noch nicht 
zur Ausführung gelangt ist. Eine Verteuerung der Debet- 
zinssätze wird aber auf alle Fälle eintreten. Der Spar- 
kassenverkehr ist im allgemeinen, was mit Befriedigung 
aufgenommen wird, steuerfrei geblieben, und nur ganz 
bestimmte Geschäfte der Sparkassen sind von der Steuer 
getroffen, Alles in allem wird diese neue Steuer schon 
bald genug ihre Schatten auf Handel und Wandel fallen 
assen. Darüber wäre im Interesse höherer Nowendig- 
keiten wohl hinwegzukommen, aber einige Paragraphen 
des neuen Gesetzes wie $ 162 sind dazu angetan, das 
bisher sorgsam gehütete Bankgeheimnis zu ge- 
fährden. Wenigstens kann eine Ausleguug dazu führen. 


Piutus-Kerktaiel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:!) 
N I 
G.- P., Stock Motorpflug Akt.-Ges., Eilen- 


Mittwoch, | burger Kattun - Akt. - Ges. — Schluss 
14. Angust des Bezugsrechts Aktien L. Gautz 
Akt.-Ges. 
Ironage- Bericht. — Bankausweise Lon- 
Donnerstag, don, Paris. — G.- P. Gasanstalt Gaarden 
15. August Klosterbrauerei Roederhof, Stickstoff- 
werke Herringen. 
Freitag, G. V.: Akt.-Ges. für Klektriziiäls-In- 
16. August dustrie Hamburg. 
Bankausweis New York. — G.- J.. Wil- 
mersdorfer Terrain Rbeingau Akt.-Ges., 
Sonnabend, 


Lüneburger Wachsbleiche, — Schluss 
des Bezugsrechts Aktien Cuxhavener 
Hochseefischerei. 


17. August 


Montag, Reichsbankausweis. — G.-V.: Siemens 
19. August Elektrische Betriebe. 
G. P., Deutsche Edelstein-Ges. vorm. 
Diensta Herm. Wild Akt.-Ges., F. W. Busch 
20 Na = Akt-Ges. Lüdenscheid. — Schluss des 
un Bezugsrechts Sächsische Malzfabıik 
Dresden, 
@.-V.: Hedwighütte für Anthracit, Kohlen- 
Mitt h und Kokswerke Akt.-Ges. Neue Augs- 
21 1 K burger Katiunfabrik, Schwartauer Honig- 
n werke und Zuckerraffinerie. — Schluss 
des Bezugsrechts Corona Fahrraiwerke. 
Irovage-Bericht. — Baukausweise London, 
Donnerstag, Paris. — @.-V.: Bankverein Göttingen. 
22. August Schluss des Bezugrechts Aktien Waggon- 
fabrik Jos. Rathgeber. 
FEB @.-V.: Niederlausitzer Kohlenwerke. 
23 August 
Sins ben. Bankausweis New York. — @.-V.! Presto- 
En u NE | werke Chemnitz, Phönix Akt.-Ges. für 
- 8 Braunkoblen verwertung. 
Reichsbankausweis. — G. - .. Inter- 
Montag, nationale Stickstoff- Gesellschaft Wies- 
26. August baden. — Schluss des Bezugsrechts 
Aktien Chemische Fabrik Rhenania. 
Dienstag, 
27. August 


Verlosungen: 

14. August: 2!/,%, Brüsseler 100 Fr. 
(1902), Freiburger 10 Fr. (1878), 21/,%, 
Griechische Nationalbank Prämien- Anl. 
(1912). 15. August: Cıedit foncier 
Egyptien 3% Obl. (1886), 1903, 1911), 
Holländische 15 Gld. (1904). 16. August: 
Oesterreichische Allg. Bodencredit-An- 
stalt 3% 100 Gld. Präm.-Pfandbr. (1880), 
Panama-Kanal 400 Fr. 20. August: 
Congo 100 Fr. (1888), 3%, Pariser 
400 Fr. (1910). 22. August: Credit 
foncier de France 3%, Comm.-Obl. 
(1906). 25. August: 2½ % Pariser 
Metr.-Eisenb.-Anl. (1904). 


1) Die Merktatel gibt dem Wertpapierbesitzer liber alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Au’schluss, u, a. iber 
Qeneralversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidationstage und Los ziehungen. Ferner Anden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten münsen, In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
1 gesatzi, dle sich anf dem Tag genan nialt bestimme 
assen, 


Wenn auch schon heute die Steuerbehörden das Recht 
hatten, Einsicht in die Geschäftsbücher der Banken in 
zweifelhaften Fällen zu nehmen, so ist hiervon doch nur 
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in Ausnahmefällen Gebrauch gemacht worden, und insbe- 
sondere bat die Steuerbehörde 
strengste Diskretion geübt. Man darf das auch in 
kommender Zeit annehmen. Den Banken wird abge- 
sehen davon, dass die Gefährdung des Bankgeheimnisses 
einen schweren Einspruch in ihre Vertrauensstellung be- 
deutet, in nicht wenigen Fällen ein ausserordentliches Mass 
neuer Arbeit bei der Berechnung der Steuer zugemutet. Gegen 
diese Arbeit kann indessen aus den Gesetzbestimmungen 
selbst ein Schutz hergeleitet werden, iusofern als in Fällen 
verhältnismässiger Mühewaltung für den Steuerpflichtigen 
die Entrichtung einer Abgabe im Wege einer jährlichen 
Abfindung gestattet werden kann. Gegen die Gefähr- 
dung des Bankgeheimnisses wird nur die Art der prak- 
tischen Durchführung des Gesetzes eine Beruhigung 
schaffen, und bier wird unsere Bankwelt wie auch das 
Kapitalistenpublikum abwarten müssen. Nur soviel sei 
bemerkt, dass eine erst einmal gerechtfertigte Beunruhigung 
zu schwersten Nachteilen wirtschaftlicher Art führen und 
wiederum die Dezentralisation des Kapitals einzuleiten 
vermöchte, der heute mehr wie je entgegen zuwirken wäre. 

Im Zeichen der Zentralisation steht heute inländisches 
wie ausländisches privates Geldwesen. Das zeigt in England 
die erneute riesige Zusammenballung des Bankenkapitals. 
Freilich, hier ist Amerika die causa move Sus, Denn gegen- 
über den Kapitalsassozialionen der neuen Welt verschwinden 
selbst die respeklablen Konzerne in England. Der Lloyd- 
Konzern, (denn um diesen bewegen sich die neuesten 
Transaktionen), erreicht eine Kapitalsmacht von 55 Mill. £, 
die freilich erst zum Teil eingezablt sind. Die Depositen- 
einlagen der grössten Londoner Banken übertreffen die- 
jenigen unserer Riesenkonzerne um ein mehrfaches; denn 
die beiden grössten Londoner Institute hatten Ende 
1917 einen Depositenbestand von 289 bzw. 278 Mill. £. 
Das grosse Jahr der Bankenkonzentration in Deutschland 
nach Kriegsausbruch war das verflossene; es scheint aber 
jetzt doch einige Nachzügler gefunden zu haben; denn auch 
eine der kleineren Berliner Banken, die Commerz- und 
Discontobank, die schon inı Vorjahre an einigen Fusions- 
akten belegt war, empfindet das Bedürfnis zu einer 
weiteren derartigen Transaktion, die freilich zunächt ohne 
Kapitalserhöhung gedacht wird. Im übrigen haben die 
Bankenfusionen in England eine grössere Bedeutung für 
die monopolistische Beherrschung des Geldmarktes, als 
dies glücklicherweise bei uns der Fall ist. Die Massnahmen 
erfolgen in England unter dem Druck der amerikanischen 
Konkurrenz, aber sie werden schwerlich verhindern, dass 
die amerikanische Gefahr auf dem Geldmarkte Englands 
beschworen wird. Die Zurückdrängung der Diskonthäuser, 
die eine notwendige Folge der englischen Bankfusionen 
ist, hat ihrerseits im Gefolge, dass Amerika nun auch im 
internationalen Diskontverkehr die Herrschaft an sich reisst. 

Auch in anderer Hinsicht scheint dem United Kingdom 
in Geldfragen immer mehr die Herrschaft entrissen zu 
werden. Es ist tatsächlich der Geschobene. Von den 
amerikanischen Vorschüssen an die Alliirten, die jetzt die 
riesige Höhe von 6267 Mill. Doll. erreicht haben, ist 
England allein mit 3345 Mill. Doll., also mehr als 50 % 
beteiligt. Anderseits hat die von Bonar Law im Unter- 
hause kürzlich eingebrachte Kreditvorlage von 700 Mill, £ 
dem Antragsteller den Mund geöffnet, dass nunmehr die Ver- 


selbsiverständlich 


— 234 — 


bündeten England einen Betrag von 1402 Mill. £ schulden, 
zu denen noch die Schuld der Dominien von 208 Mill. £ 
komme, d. 2 insgesammt fast 33 Milliarden # Die Re- 
gierung halte es nötig, dem Parlament diese Aufschlüsse 
zu geben, um die gewaltigen Aufwände zu rechtfertigen, 
die aber mit solchen Erklärungen nicht geringer werden. 


Die Hilfe, die man den Alliirten geleistet hat und die man 
jetzt nichtgenug unterstreichen kann, sei weniger eine Frage 
des Geldes sondern eine Mannschaftsfrage, die sich in Geld 
ausdrücke. So sucht man jenseits des Kanals weniger 
sich als andere tiber die wachsenden Geldschwierigkeiten 
hinwegzutäuschen. 


Antworten des Herausgebers. 


Alle In dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Voreinsandung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Der Herausgeber des Plutus erteilt grundsätzlich keine Auskünfte über die Solidität und den Ruf von Firmen sowie 


über die Qualität von Wertpapieren. 


nach eingehender Rrkundigung bei Sachverständigen erteilt. 


Alle hier wiedergegebenen Auskünfte sind nach bestem Wissen und eventuell 
Die Auskunfterteilung ist jedoch eine durchaus freiwillige 


Leistung des Herausgebers, für die er keinerlei vertragliches Obligo übernimmt. 


Anfrage. Herr F. A. S. in D. Als langjähriger Be- 
zieher und Leser Ihres geschätzten Blattes erlaube ich 
mir, Sie um gell. Auskunft über folgende Punkte zu bitten: 
1. Ob es angängig ist: 4%, Oesterreichische Staaisrente 
in Wien zu kaufen, die Stücke mit Deutschem Stempel 
versehen zu lassen und sie dann an der Berliner Börse 
zu handeln. 2. Ob die Reichsbank jederzeit die zum An- 
kauf dieser Renten erforderliche Devise bewilligt. 3. Ob 
solche deutschgestempelten Stücke evil. auch an der 
Wiener Börse gehandelt werden können. 4. Sodann wäre 
ich Ihnen daukbar, wenn Sie mir über die Beziehungen 
zwischen dem Wiener- und dem Berliner Kurse dieser 
4% Oesterreichischen Staatsrente nähere Auskunft erteilen 
möchten, — Es handelt sich in der Hauptsache um die 
Frage, ob sich der Kurs an beiden Plätzen 
lediglich durch Angebot und Nachfrage 
regelt, und ob und welche Beziehungen 
dabei zwischen der Kursbewegung an bei- 
den Plätzen bestehen. Der Wiener Kurs ist 
heute 77; unter Berücksichtigung des Devisenkurses ergibt 

77.62,15 
das 85 
1% Spesen gäbe das einen Anschaffungskurs von ca. 57.30. 
Dieser Kurs deckt sich ungefätr mit dem heutigen Berliner 
Kurse, Das war früher jedoch nicht der Fall, Z.B war 
der Wiener Kurs am 7. Januar 1918 gleichfalls etwa 77, in 
Berlin dagegen 68¾; die Devise kostete damals 66.65 
was nach obiger Formel einen Anschaffungskurs von etwa 
61,37 ergab. Zwischen diesem und dem Berliner Kurse be- 
stand also eine Spannung von etwa 7%; heute ist diese 
Spannung nicht vorhanden. Es wäre mir sehr erwünscht, 
wenn Sie mir eine überzeugende Erklärung geben könnten, 
worauf diese Kursdifferenz zurückzuführen ist, wie sie sich 
erklärt. Spiegelt sich darin lediglich ungleiches Angebot 
und Nachfrage an beiden Plätzen wieder oder welcher 
andere Zusammenhang besteht hiertür? 5. Können Sie 
mir vielleicht sagen, wie die Weltparität für Wiener 
Devise berechnet wird und welche Bedeutung dieselbe für 
den Verkehr an der Berliner Börse hat? 6. Sodann wäre 
ich Ihnen dankbar, wenn Sie mir sagen könnten, was den 
Inhabern der am 1. Oktober 1918 fälligen 5% ungar. 
Staatskassenscheine geboten werden wird, d. h. 
zu welchen Bedingungen man denselben andere Effekten 
und welche anbieten wird. 

Antwort: Zu 1 und 2: Der Erwerb von Effekten 
im Auslande ist von der vorherigen Genehmigung der 
Reichsbank abhängig. Diese wird in der Regel nur erteilt, 
wenn der Antragsteller das nötige Guthaben in öster- 


= 56,30, Unter Hinzurechnung von etwa 


reichischen Kronen bereits hat. — Zu 3: Die Frage ist 
zu bejahen. Solche Stücke kommen aber kaum in Wien 
noch vor. — Zu 4: Aus der Antwort zu 1 und 2 geht 


hervor, dass bei besonderer Nachfrage in Berlin die 
Spannung wachsen muss, da der Import von Wien eben 
sehr erschwert ist. Die damalige Spannung von ca. 7%, 
kann man als anormal bezeichnen. — Zu 5: Weltparität 
und Wiener Devise wird für den deutschen Devisen-Arbi- 
trageur derart berechnet, dass der Wiener Devisenkurs des 
betreffenden ausländischen Platzes durch den Berliner De- 


visenkurs desselben Platzes dividiert wird. Also zum Bei- 
spiel: Zürich 36/10, Wien 39/10 — 59,116. Die Welt- 
parität hat für die Berliner Notiz der Devise Wien die 
Bedeutuug, dass auf sie die Reichsbank und die Oesterr.- 
Ung. Bank bei ihren stets gemeinsam vorgenommenen 
Notierungen von Devise-Wien in Berlin uud Devise-Berlin 
in Wien zwar nicht sklavisch aber doch im Prinzip Rück- 
sicht nehmen müssen, da durch den Handelsverkehr mit 
den neutralen Plätzen zu grosser „Schleichhandel“ in 
Waren und Wertpapieren zu entstehen pflegt, wenn die 
Spannung zwischen Weltparität und den Notizen von 
Wien in Berlin und von Berlin in Wien zu gross ist. — 
Zu 6: Hierüber ist eine Veröffentlichung noch nicht erfolgt. 


Anfrage Ph. A. in R.: Ich besitze die 5% Chin es. 
Reorganis. Staats an l. von 1913 in Gold, deren 
Kupons in folgenden Valuten lauten: j a pan. Yen; 
franz. Francs deutsch, Mark; russ. Rubel; 
engl. £ (Pfund) Ich bitte Sie nun, folgende Fragen 
beantworten zu wollen: 1. Sind die Kupons mit Goldvaluten 
einzulösen? 2 Warum der Kurs für die 5% Chines. 
Goldanleihe in Berlin mit 74% notiert ist“ 


Antwort: 1. Die Reorg, Chin. sind eine Goldanleihe, 
die Kupons sind also in Gold einzulösen. Das gilt jedoch 
nur theoretisch Praktisch werden nur Huknan g 
Cps. (5%) noch in Deutschland eingelöst, weil hierfür 
noch ein Guthaben vorhanden ist, andere Chines. Anleihe- 
Cops. nicht. Dagegen kann man diese Cps, handeln! 
(Zuletzt zu 17.— ca. pro Pfund) 2. 5%, Chines. 
Goldanleihe ist nach hiesigen Börsengebräuchen eine 
andere Anleihe als die Reorgan. Chin. und steht 99% | 
Die 5%, Reoıgan. Chin, aber stehen 74 %, wie Ein- 
sender ganz richtig annimmt. Ihr Kurs ist nicht so niedrig 
gegenüber den anderen 5% igen Goldanleihen Chinas, 
weil Reorg. Chin.: 1, nur in Berlin, also nicht im 
Auslande, gehandelt werden, womit das Steigerungs- 
moment eines im Auslande verwendbaren Gold-Titres, 
das den anderen innewohnt, wegfällt;2.nurinlnterims- 
scheinen ausgegeben sind, also nicht in definitiven 
Stücken. 


Anfrage H. W.in H. „In der Nummer 13/14 vom 
27. März 1918 geben Sie unter — St. in Schwerin — 
eine Auskunft über Berechnung der Tantieme unter 
Hinweis auf die Vorschrift des Abzuges vom Gewinnvortrag 
für das folgende Jahr. Ich selbst bin Geschäftsführer 
einer G. m. b. H. und habe erst in der letzten General- 
versammlung durch einstimmigen Beschluss der Gesell- 
schafter meine Tantiemen-Berechnung dahin ab- 
ändern lassen, dass die Berechnung vom Gewinn vor den 
Abschreibungen erfolgt, vorausgesetzt, dass nach Kür- 
zung der letzteren ein ausreichender Gewinn verbleibt. 
Ich möchte nun wissen, ob die Berechnung der 
Tantieme, wie Sie dieselbe in ihrer Antwort 
schildern, „dispositives“ Recht darstellt, oder 
ob es sich nur um Vorschriften handelt, die in Kraft 
treten, sofern im Gesellschaftsvertrage oder in den An- 
stellungsbedingungen nicht etwas anderes vereinbart ist.“ 


Antwort: Selbstverständlich kann die Tantieme einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung je nach den Be- 
stimmungen des Gesellschaftsvertrages auch vom Roh- 
gewinn festgesetzt werden. Meine Auskunft bezog sich 
auf Aktiengesellschaften. Nach der vorwiegenden Meinung 
in der Literatur und der Rechtsprechung ist zwar auch 
ein Vertrag möglich, durch den vom Bruttogewinn Tantieme 
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gegeben wird. Aber nach der Fassung des $ 237 des HGB. 
müssen vorher auch vom Bruttogewinn die Abschreibungen 
und Rücklagen abgezogen sein. Praktisch ist dadurch ja 
eigentlich bedingt, dass Gewinneinteilsabmachungen mit 
dem Vorstand sich immer nur auf den Reingewinn be- 
ziehen können. 


Plutus-Archiv. 
eue Biterafur der Molkewirkfeßaft und des Rechte. 


Der Horausgebe, des Plutus behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders ma 


besprachen. 


Vorläufg werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 
(Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, 


ausserdem aber auch gegen 


Vereinzendunz des Beiragen oder gegen Nachnahme von der Bortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu besichen.) 


Handels-Hochschule Berlin. Amtliches Verzeichnis der 
Vorlesungen und Uebungen. Wintersemester 1918/19. 
Verlag von Georg Reimer, Berlin. Preis 30 Pf. 
Zur Einführung. — Repetitorien und Kolloquien für 
die Kriegsstudenten. — Grosser Rat der Handels-Hoch- 
schule. — Aufnahmeausschuss. — Prüfungskommission 
für die kaufmännische Diplom- und für die Handelslehrer- 
prüfung. — Lehrkörper. — Institute und Seminare. — Vor- 
esungen und Uebungen. — Stundenübersicht. 


Das Jahr im Lebendigen. Von Wilhelm Fliess. 

Jena 1918. Eugen Diederichs Verlag. Preis A 10.—. 

Genealogisches Material. — Klinisches Material, — 
Das Jahr und der Tag. — Anhang. 


Der Kampf um die Ala. Allgemeine. Anzeigen. — 
Gesellschaft m. b. H. — Auslands-Anzeigen G. m. b. H. 
Berlin. — 1918. 

Anfeindungen der Ala. — Die Vaterlandspartei, — Die 

Ala und ihre Gegner. — Die nationale Presse und Herr 

Erzberger. — Prof. Dr. Goetz und die Ala. Geschäft und 

Politik. — Verdächtigungen der Presse als politisches 

Kampfmittel. — Prof. Dr. Goetz, die Vaterlandspartei und 

die Ala, — Die Ala und die Inseraten-Agentur Mosse. — 

Die Ala. — Eine Abfuhr der Ala. — Schlussbemerkung. — 

Unsere Auslandsorganisation. — Das Mossesche Anzeigen- 

monopol. — Die Ala. — Pressebestechlichkeit. — Un- 

begründete Verdächtigungen. — Professor Goetz im 

Kampf gegen Pressekorruption. — Die Ala und Rudolf 

Mosse. — Die Krupp-Presse. — Wege der Industriellen. 

Die wirtschaftlichen Kräfte Deutschlands. Her- 
ausgegeben von der Dresdner Bank Berlin. Dritte 
Ausgabe Berlin 1917. Für Interessenten kostenlos. 

Indexzahlen der wirtschaftlichen Entwicklung Deutsch- 
lands. — Die wirtschaftlichen Kräfte Deutschlands: Be- 
völkerung, Staatsfinanzen, Landesverteidigung, Volkswohl- 
stand, Landwirtschaft, Industrie, Aussenhandel und See- 
schiffahrt, Verkehrswesen, Notenbanken, Geldverkehr, 

Kreditbanken, Bodenkredit, Börsenwesen, Genossenschafts- 

wesen, Versicherungswesen, Sozialpolitik, Volksbildung, 

Anmerkungen. 

Währungsstudien mit besonderer Rücksicht auf 
Oesterreich-Ungarn. Von Ernst Maka i, Direktor- 
Stellvertreter der ungarischen Bank und Handels-Aktien- 
gesellschaft Budapest. Mit 3 Kurven. 37. Heft der 
Finanz- und Volkwirtschaftlichen Zeitfragen. Heraus- 
gegeben von Reichsrat, Professor Dr. Georg von 
Schanz und Geh Regierungsrat, Professor Dr. Julius 


Wolff. Stattgart 1917. Verlag von Ferdinand 
Enke. Preis 3.— M. 
Das Geldproblem. — Die Wertbeständigkeit der 


Valuta, — Die Wertschwankung des Geldes. — Die Valuta- 
politik der Oesterreichisch-Ungarischen Monarchie. — 
Das internationale Währungsproblem. — Zahlungsbilanz 
und Finanzpolitik. 


Zur Systematik der Preisbildung an der Effekten- 
börse. Von Alfred Lansburgh. 38. Heft der 


Finanz- und Volkswirischaftlichen Zeitfragen. Heraus- 
gegeben von Reichsrat, Professor Dr. Georg von 
Schanz und Geh. Regierungsrat, Professor Dr. Julius 
Wolf. Stuttgart 1917. Verlag von Ferdinand Enke. 
Preis 1.80 Æ. 


Das Umsatzprinzip und das Schutzprinzip. — Der 
preisbildende Markt. — Die Preisbildung im Kassaverkehr 
und im Zeitgeschäft. — Der Einheitspreis und der beweg- 
liche Preis. — „Schutz oder Abhärtung ?* 


DieZollunionsidee und ihre Wandlungen im Rahmen 
der wirtschaftspolitischen Ideen und der Wirt- 
Schaftspolitik des 19. Jahrhunderts bis zur 
Gegenwart. Von Dr. J. Pentmann in Basel. Heft 
27 der „Probleme“ der Weltwirtschaft. Schriften des 
Königlichen Instituts für Seeverkehr und Weltwirtschaft 
an der Universität Kiel. Kaiser-Wilhelm-Stiflung. 
Herausgegeben von Professor Dr. Bernhard Harms, 


Jena 1917. Verlag von Gustav Fischer. Preis 
brosch. 5.— . 
Vorwort. — Tendenzen zur Bildung nationaler Wirt- 


schaftsgebiete. Die Kontinentalsperre. Die Lage in Mittel- 
europa, Die Zollvereinheitlichung in Preußen. Der deutsche 
Zollverein. Die Ideenwelt. — Verwirklichung der nationalen 
Tendenzen, Die Länder des deutschen Bundes. Andere 
europäische Staaten. Die Ideenwelt des Vormärz. Das 
nachmärzliche Europa. Von 1860—1871. Die Ideenwelt 
des Nachmärz. — Die Konsolidierung der nationalen 
Wirtschaftsgebiete 1871—1892. Die politische und handels- 
politische Lage. Die Ideenwelt der Epoche. Die Zoll- 
unionsideen — freihändlerischen Ursprungs. Schutzzöll- 
nerischen Ursprungs. Zollunions-Palliative. — Weltpolitik 
end Imperialismus. Uebergangsperiode zum Imperialismus, 
1892—1900. Zollunionsideen dieser Epoche. Das mittel- 
uuropäische Handelsvertragssystem. Die Agrarier als Träger 
der Zollunionsidee. Entwicklungsgang der Politik und Wirt- 
schaftspolitik im Imperialismus. Die Ideenwelt. Wirtschaft 
und Politik. Nationale und internationale Wirtschafts- 
politik. Zollunionsideen als Nebenströmungen des Im- 
perialismus. Grossbritannien. Der australische Zollbund. 
Die panamerikanischen Zollunionsbestrebungen. Das 
russische Weltreich. Die Zollunionsbestrebungen in Mittel- 
europa. Gegenüberstellung. — Schlusswort. — Literatur- 
Verzeichnis. 


Die Revolutionierung der Revolutionäre. Von 
Johann Plenge. Leipzig 1918 Der Neue Geist- 
Verlag. Preis gebeftet 3.60 . 


Vorwort, — Der Punkt ausserhalb. — Eine Studie 
zur vergleichenden Gesellschaftslehre. — Der Wille zum 
Weltkrieg. — Das „Kapital“ von Marx in der Wissenschaft. 
— Der wirkliche Kapitalismus, — Ideologie und Ideologe. 
— Das innere Entwicklungsgesetz des Sozialismus. — Die 


Ideologie der proletarischen Verheissung. — Der Umschlag 
in der Katastrophe. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil Dr, iur, Paul Ertel-Berlin. 


Anzeigen des Plutus. 


Bilanz per 31. Januar 1918 


der Tiefbau- und Kältelndustrle- 
Aktlengesellschaft vormals Geb- 


hardt & Koenig, Nordhausen. 
Aktiva A, jay 
Grundstücke 110 442/27 
Gebäude 355 000 — 
Anschlussgleis. 1. — 
Handwerkzeuge 1 — 
Bohrwerkzeuge. 351 000 — 
Tagesbauten für 
Schachtanlagen 1. — 
Diamanten 1449095 
Fabrik- Maschin. 153 000— 
Schachtbau - Ma- 
schinen . 1117 000 — 
Fabrikationskto. 522 379|82 
Patent-Konto.. i= 
Modelle u.Zeich- 
nungen 1 — 
Pferde u. Wagen 11 — 
Utensilien = 
ren 820 366158 
PSS 10 298013 
Verschied. De- 
bitoren 817 16018 
Konto in Aus- 
führ. begr. Arb. | 1649 70804 
Effekten 39 970/85 
Einzahlungen a. 
ausländ. Beteil. 1 888 717/06 
"Depot - Konto: 
b. uns a. Sicher- 
heithinterl. Obl. 
302 500 — 
Zu Kautionszw. 
hinterlegt bzw. 
den Banken als 
Sicher. verpf. 
Aval-Konto 
1113 750.-- 
Konto für be- 
gonnene Bohr. 435495 
Gewinn- u. Ver- 
lust-Konto 2170 52717 
10 024 423 — 
Passiva M 6 
Aktien-Kapital . į 4 500 000 — 
Gesetzlicher Re- 
servefonds... 482 751164 
Rückständ. Div. 410| — 
Bankschulden 4 661 73446 
Kreditoren 256 72609 
Depot-Konto 
302 500.— 
Rückstell.-K to. 122 739/91 
Aval- Konto 
1 113 750.— 
10 024 423 


Nordhausen, den 9. Juli 1918. 


Tiefhau- U. Rälteindustrie-Aktieu- 
gesellseh. wmn. Gennardtä Hoenig 


r Vorstand. 
W. 2e Dr.-Ing. Erlinghagen. 
L. Binger. 


Vorstehende Bilanz haben wir 
geprüft und mit den ordnungs- 
mässig geführten Büchern der 
Gesellschaft übereinstimmend 
gefunden. 

Berlin, den 16. Juli 1918. 
„Revision“ 
Treuhand-Aktien-Gesellschaft 
Beltzer. Haas. 


Gewinn- und Verlust-Konto 


Debet MA 
An Gebäudekto. | 
Abschreibung. 
25000 — 
„ Handwerkz.- 
Konto Abschr. 
1 452.60 
„ Bohrwerkz.- 
Konto Abschr. 
48 514.27 
„ Fabrikmasch.- 
Konto Abschr. 
17 870.20 
„ Schachtbau- 
maschinenkto. 
Abschreibung 
152 922.26 
„ Utensilien- 
Konto Abschr. 
551.— 
„ Patenikonto- 
Abschreibung 
5 178.50 


„ Verluste auf 
Schachtbauten 
„ General-Un- 
kosten-Konto: 
Steuern, Ge- 
hälter, Reisen, 
Kohlen, Ver- 
sicher., Inser- 
tionen, Hand- 
lungs-Unkost., 
Frachten, Be- 
amtenversich. 
usw. 

„ Zinsenkonto 
„ Lohn- Konto 
(Fabrik) 


251 488153 


1 219 405/76 


698 698/58 
366 75660 


304 245 21 

2 840 59498 
Kredit M 15 
Per Gewinn aus 
Fabrikations- 
betrieb und 
Material verk. 
„ Verlust- Saldo 


670 067 81 
2170527 17 


2 840 594|98 
Nordhausen, den 9. Juli 1918. 


Tiefhag- u. Kälteindustrie-Aktien- 
hesellsch. vorm. Gebhardt & Koenig 


Der Vorstand. 
W. Zaeringer. Dr.-Ing. Erlinghagen. 
L. Binger. 
Ausgeschieden aus dem Auf- 
sichtsrat infolge Tod ist: 
Herr Ludwig Sachs, Berlin. 
Vorstehende Gewinn- und 
Verlust-Rechnung haben wir 
geprüft und mit den ordnungs- 
mässig geführten Büchern der 
Gesellschaft übereinstimmend 
gefunden, [2645 
Berlin, den 16. Juli 1918. 
„Revision“ 
Treuhand-Aktien-Gesellschaft. 
Meltzer. Haas. 


Von Georg Bernhard, 
Preis M 1.20 

Berlin W, 62 
Kleiststr. 21. 


Diutus Verlag 


Bayerische Handelsbank. 


Bekanntmachung nach SS 23 und 41 


des Hypotkekenbank- 


gesstzes für den 30. Juni 1918. 
Gesamtbetrag der im Umlauf befindlichen 


Hypothekenpfandbriefe 


(einschliesslich 
M. 3 224 600.— im eigenen Bestande) 


M. 430 527 100.— 


Gesamtbetrag der in das Hypothekenregister 
eingetragenen Hypotheken nach Abzug 


aller Rückzahl. oder sonst, Minderungen 


M. 438 592 473.80 


Von der Gesamtsumme der registriert. 


Hypotheken kommt 


der Betrag von M. 


308 230.73 


als Pfandbriefdeckung nicht in Ansatz, 
Gesamtbetrag der im Umlauf befindlichen 


Kommunal-Schuldverschreibungen 


M. 11 613 000.— 


(einschl. M. 428 800. im eigenen Bestande) 
Gesamtbetrag der in das Kommunal- Dar- 
lehensregister eingetragenen Kommunal- 
Darlehen nach Abzug aller 1 E 


oder sonstigen Minderungen 
München, den 1. August 1918. 


M. 13 903 388 42 
[2643 


BayerischeHandelsbank. 
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Bezugspreis 3 M monatlich 
zweimal täglich frei ins Haus 


Zweite vermehrte Auflage: 


Die Inventarisierung von 
Industrie- und dewerbebetrieben 


Von Carl M. Lewin 


Industrie- Revisor in Berlin, 


Preis broschiert 
2.50 Mk. == 


— 


Zn beziehen durch alle Buchhandlungen nnd von der 
Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages. 


Verantwortlich für die Rubrik „Aus der Geschäftswelt“ und für den Inserstenteil: Gertrud Hopp, Berlin, 


Druek von Pass & Garleb G. m. b. H., Berlin W. 57, Bülowstrasse 66, 


